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Totalrevision der Gemeindeordnung der Stadt Wetzikon 
 

Aktuelle Gemeindeordnung (aGO) Neue Gemeindeordnung (nGO) Bemerkungen 

 

I. Gemeinde und Organisation 

 Gemeindeordnung 

Die Gemeindeordnung regelt den Bestand und die 
Organisation der Politischen Gemeinde und be-
stimmt die Befugnisse ihrer Organe.  

 

I. Allgemeine Bestimmungen 

Art. 1 Gegenstand 

Die Gemeindeordnung ist die Verfassung der Stadt 
Wetzikon. Sie regelt die Grundzüge der Organisation 
der Gemeinde und die Zuständigkeiten ihrer Organe. 

 

 

Anpassung an den Gesetzeswortlaut bzw. die Muster-
gemeindeordnung des kantonalen Gemeindeamts 
(GAZ).   

 

 Gemeindeart 

Wetzikon bildet eine Politische Gemeinde des 
Kantons Zürich.  

 

Art. 2 Gemeindeart und Organisation 

 Die Stadt Wetzikon ist eine politische Gemeinde des 
Kantons Zürich.  

 Sie ist als Parlamentsgemeinde organisiert. 

 

 

Anpassung an den Gesetzeswortlaut bzw. die Muster-
gemeindeordnung des kantonalen Gemeindeamts 
(GAZ).   

 

 Gemeindeorganisation 

Für die Stadt Wetzikon gilt die Gemeindeorganisa-
tion mit einem Grossen Gemeinderat. 

 

 

-- 

 

Siehe Art. 2 nGO.  
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-- 

 

Art. 3 Bezeichnung des Gemeindeparlaments und 
des Gemeindevorstands 

In der Stadt Wetzikon wird das Gemeindeparlament 
als Parlament und der Gemeindevorstand als Stadt-
rat bezeichnet. 

 

Gemäss § 5 des Gemeindegesetzes (GG) wird der 
Stadtrat neu als Gemeindevorstand und der Grosse 
Gemeinderat als Gemeindeparlament bezeichnet. Die 
Gemeindeordnung kann davon abweichende Be-
zeichnungen festlegen. Der Stadtrat Wetzikon wird 
weiterhin als Stadtrat bezeichnet werden. Der Grosse 
Gemeinderat wird neu als Parlament bezeichnet wer-
den.  

 

 

 Organe 

Es bestehen folgende Organe:  
a) die Gemeinde als Gesamtheit der Stimm-

berechtigten  

b) die Behörden und Kommissionen:  

− Grosser Gemeinderat (36 Mitglieder)  

− Stadtrat (7 Mitglieder)  

− Schulpflege als Kommission mit selbstän-
digen Verwaltungsbefugnissen (13 Mit-
glieder einschliesslich Präsident/in)  

− Sozialbehörde als Kommission mit selb-
ständigen Verwaltungsbefugnissen (7 Mit-
glieder einschliesslich Präsident/in)  

− -- 

− Wahlbüro  

c) die Einzelbeamtungen:  

− Stadtammann und Betreibungsbeamter 
bzw. Stadtamtsfrau und Betreibungsbe-
amtin  

− Friedensrichterin bzw. Friedensrichter  

  

In der neuen Gemeindeordnung wird der Systematik 
der Mustergemeindeordnung gefolgt. Es besteht da-
rin kein einleitender Artikel zu den Organen mehr. 
Die Mitgliederzahl wird in den einzelnen Bestimmun-
gen zu den Organen geregelt. Die Organe werden in 
folgenden Abschnitten aufgeführt: 

− Parlament: Art. 13 ff. nGO 

− Stadtrat: Art. 19 nGO 

− Schulpflege: Art. 25 nGO 

− Sozialbehörde (neu Sozialkommission): Art. 24 
nGO 

− übrige Kommissionen: Art. 24 nGO 

− Friedensrichter/in: keine Regelung mehr notwen-
dig (siehe Kommentar zu 0 aGO) 

− Stadtammann-/Betreibungsbeamtin oder -
beamter: keine Regelung mehr notwendig (die 
Leiterin oder der Leiter des Stadtammann- und 
Betreibungsamtes wird vom Stadtrat gewählt).  
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II. Volksrechte 

 

II. Die Stimmberechtigten 

A. Organstellung 

Art. 4 Funktion 

1 Die Stimmberechtigten sind als Souverän der Stadt 
ihr oberstes Organ. 
2 Sie üben ihre Wahl- und Stimmrechte an der Urne 
aus.  

 

 

  

 

1. Politische Rechte  

 Stimm- und Wahlrecht, Wählbarkeit 

 Die Wählbarkeit sowie das Recht, an Wahlen und 
Abstimmungen der Gemeinde teilzunehmen (und 
Wahlvorschläge einzureichen), richten sich nach 
der Kantonsverfassung, dem Gemeindegesetz und 
dem Gesetz über die politischen Rechte.  

 Für die Wahl in Organe der Gemeinde ist der 
politische Wohnsitz in der Gemeinde erforderlich. 
Davon ausgenommen sind die Friedensrichterin 
bzw. der Friedensrichter und die Stadtamtsfrau 
und Betreibungsbeamtin bzw. der Stadtammann 
und Betreibungsbeamte, welche mit politischem 
Wohnsitz im Kanton wählbar sind.  

 Das Initiativ- und Anfragerecht richtet sich nach 
dem Gemeindegesetz. 

  

 

B. Politische Rechte 

Art. 5 Wählbarkeit 

1 Die Wählbarkeit sowie das Recht, an Wahlen und 
Abstimmungen der Gemeinde teilzunehmen und 
Wahlvorschläge einzureichen, richten sich nach der 
Kantonsverfassung und dem Gesetz über die politi-
schen Rechte. 
2 Für die Wahl in Organe der Stadt ist der politische 
Wohnsitz in der Stadt erforderlich.  
3 Für die Wahl als Betreibungsbeamtin oder als Be-
treibungsbeamter und als Friedensrichterin oder als 
Friedensrichter, ist der politische Wohnsitz im Kan-
ton erforderlich. 

 

 

Die Wohnsitzpflicht besteht in Wetzikon für alle Or-
gane ausser der Friedensrichterin oder dem Friedens-
richter sowie der Betreibungsbeamtin oder des Be-
treibungsbeamten. An dieser Regelung soll festgehal-
ten werden.  

 

Bei Abs. 1 und 3 aGO handelt es sich um Wiederho-
lungen von übergeordnetem Recht ohne normativen 
Charakter, weshalb die Bestimmungen in der Ge-
meindeordnung weggelassen werden. 
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2. Urnenwahlen und -abstimmungen 

 Urnenwahlen 

Die Stimmberechtigten wählen an der Urne:  

a) die Mitglieder des Grossen Gemeinderates  

b) die Mitglieder des Stadtrates und das 
Stadtpräsidium, mit Ausnahme des Sitzes, 
der von Amtes wegen der Schulpräsidentin 
/ dem Schulpräsidenten vorbehalten ist  

c) die Mitglieder der Schulpflege und das 
Schulpräsidium  

d) die Friedensrichterin bzw. den Friedens-
richter  

 

 

C. Urnenwahlen und -abstimmungen 

Art. 6 Urnenwahlen 

Die Stimmberechtigten wählen an der Urne auf die 
gesetzliche Amtsdauer:  

1. die Mitglieder des Parlaments, 

2. die Präsidentin oder den Präsidenten und die 
Mitglieder des Stadtrats, mit Ausnahme der 
Schulpräsidentin oder des Schulpräsidenten. Ihre 
oder seine Wahl erfolgt durch die Stimmberech-
tigten an der Urne im Rahmen der Wahl der Mit-
glieder der Schulpflege, 

3. die Mitglieder der Schulpflege, 

4. die Friedensrichterin oder den Friedensrichter. 

 

 

Die durch die Urne zu wählenden Organe bleiben 
unverändert. Die Schulpräsidentin oder der Schulprä-
sident wird im Rahmen der Wahl der Mitglieder der 
Schulpflege gewählt 

 

 Wahlverfahren 

 Der Stadtrat ist wahlleitende Behörde. Er setzt 
die Wahl- und Abstimmungstage fest.  

 Für die Wahl des Grossen Gemeinderates sind 
die für die Wahl des Kantonsrates geltenden kan-
tonalen Bestimmungen sinngemäss anwendbar.  

 Für die Erneuerungs- und Ersatzwahlen der an 
der Urne gemäss Art. 6 lit. b) bis d) zu wählenden 
Gemeindeorgane gelten die Bestimmungen des 
Gesetzes über die politischen Rechte über die 
stille Wahl. Sind die Voraussetzungen für die stille 
Wahl nicht erfüllt, werden leere Wahlzettel ver-
wendet.  

 Die Durchführung der Urnenwahlen und -
abstimmungen ist Sache des Wahlbüros.  

 

Art. 7 Wahlverfahren  

Für die Erneuerungs- und Ersatzwahlen der an der 
Urne gemäss Art. 6 der Gemeindeordnung zu wäh-
lenden Organe gelten die Bestimmungen des Geset-
zes über die politischen Rechte über die stille Wahl. 
Sind die Voraussetzungen für die stille Wahl nicht 
erfüllt, werden leere Wahlzettel verwendet. Den 
Wahlunterlagen wird in diesem Fall ein Beiblatt bei-
gelegt.  

 

Das Wahlverfahren wird wie bis anhin beibehalten. 
Nach der Durchführung des Vorverfahrens (Einrei-
chung der Wahlvorschläge) erfolgt die Wahl in stiller 
Wahl, sofern die Voraussetzungen erfüllt sind. Sind 
die Voraussetzungen für die stille Wahl nicht erfüllt, 
werden leere Wahlzettel verwendet. Damit sich die 
Stimmberechtigten über die Kandidierenden infor-
mieren können, wird den Wahlunterlagen in diesen 
Fällen ein Beiblatt beigelegt.  

 

Auf die Wiederholung von Art. 7 Abs. 1, 2 und 4 aGO 
wird verzichtet, da sich diese Regelungen bereits aus 
dem übergeordneten Recht ergeben.  
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 Initiative  

 Das Initiativ- und Anfragerecht richtet sich nach 
dem Gemeindegesetz.  

 Das Initiativrecht steht jeder Person zu, die in der 
Stadt Wetzikon stimmberechtigt ist.   

 Mit einer Initiative kann der Erlass, die Änderung 
oder die Aufhebung eines Beschlusses verlangt 
werden, der dem obligatorischen oder fakultati-
ven Referendum untersteht. Eine Initiative kann 
als allgemeine Anregung oder als ausgearbeiteter 
Entwurf eingereicht werden.  

 Eine Volksinitiative wird der Gemeinde zur Ab-
stimmung vorgelegt, wenn sie von mindestens 500 
Stimmberechtigten unterzeichnet ist.  

 Für die vorläufige Unterstützung einer Einzeliniti-
ative ist die Zustimmung von 12 Mitgliedern des 
Grossen Gemeinderates erforderlich.  

 

 

D. Initiative und Referendum  

Art. 8 Urheberin bzw. Urheber einer Initiative   

1 500 Stimmberechtigte können eine Volksinitiative 
einreichen über Gegenstände, die dem obligatori-
schen oder fakultativen Referendum unterstehen.   
2 Eine Einzelinitiative über Gegenstände, die dem 
obligatorischen oder fakultativen Referendum unter-
stehen, können einreichen: 

1. eine einzelne stimmberechtigte Person, 

2. mehrere stimmberechtigte Personen.  

 

 

Die für eine Volksinitiative erforderliche Unterschrif-
tenzahl darf 5% der Stimmberechtigten und maximal 
3'000 nicht übersteigen. Die Stadt Wetzikon verfügt 
über ca. 15'500 Stimmberechtigte. Am bestehenden 
Quorum von 500 Stimmberechtigten soll festgehalten 
werden.  

 

§§ 139 i.V.m. 155 lit. b des Gesetzes über die politi-
schen Rechte (GPR) sehen vor, dass die vorläufige 
Unterstützung von Einzelinitiativen die Zustimmung 
eines Drittels der Mitglieder des Parlaments erfor-
dert. Die Gemeindeordnung kann ein höheres Quo-
rum festlegen. Auf die Erhöhung dieses Quorums 
wird mit der vorliegenden Gemeindeordnung verzich-
tet.  

 

Auf die Wiederholung von Art. 8 Abs. 1, teilweise 2 
und 5 aGO wird verzichtet, da sich diese Regelungen 
bereits aus dem übergeordneten Recht ergeben.  

 

 

 Obligatorische Urnenabstimmung (Obli-
gatorisches Referendum)   

Folgende Beschlüsse des Grossen Gemeinderates 
sind der Urnenabstimmung zu unterbreiten:  

a) der Erlass und die Änderung der Gemein-
deordnung  

b) der Zusammenschluss mit einer anderen 
Gemeinde  

c) die Änderung der Gemeindegrenzen, so-
weit davon bewohntes Gebiet betroffen ist  

 

Art. 9 Obligatorisches Referendum  

Die Stimmberechtigten entscheiden an der Urne 
über:  

1. Teil- und Totalrevisionen der Gemeindeordnung, 

2. Ausgliederungen von einer oder mehreren Auf-
gaben von erheblicher Bedeutung, d.h. insbe-
sondere solcher, die von grosser politischer oder 
finanzieller Tragweite sind, 

3. Verträge über den Zusammenschluss mit ande-
ren Gemeinden,  

 

Ziff. 1: unverändert 

 

Ziff. 2: Ausgliederungserlasse sind der Urnenabstim-
mung zu unterbreiten, falls die Ausgliederung von 
erheblicher Bedeutung ist. Dies ist dann der Fall, 
wenn die Ausgliederung von grosser politischer oder 
finanzieller Tragweite ist.  

 

Ziff. 3: unverändert 
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d) Beschlüsse über neue einmalige Ausgaben 
von mehr als Fr. 2’500’000 oder entspre-
chende Einnahmenausfälle  

e) Beschlüsse über neue jährlich wiederkeh-
rende Ausgaben von mehr als Fr. 500’000 
oder entsprechende Einnahmenausfälle  

f) die finanzielle Beteiligung an nicht börsen-
kotierten Unternehmen und die Gewäh-
rung von Darlehen im Betrag von mehr als 
Fr. 1’000’000  

g) die Eingehung von Eventualverpflichtun-
gen im Betrag von mehr als Fr. 1’000’000  

h) Verfügungen über Grundeigentum und be-
schränkt dingliche Rechte von mehr als Fr. 
5’000’000  

i) Initiativen nach Massgabe des Gemeinde-
gesetzes  

 

4. Verträge über die Zusammenarbeit in Form eines 
Zweckverbands, einer gemeinsamen Anstalt oder 
einer juristischen Person des Privatrechts,  

5. Anschluss- und Zusammenarbeitsverträge, wenn 
die Stadt hoheitliche Befugnisse abgibt oder die 
damit zusammenhängenden neuen Ausgaben 
durch die Stimmberechtigten zu bewilligen sind,  

6. Verträge über Gebietsänderungen von erhebli-
cher Bedeutung, d.h. insbesondere solche, die 
eine Fläche oder Bevölkerungszahl betreffen, die 
für die Entwicklung der Stadt wesentlich sind,  

7. die Bewilligung von neuen einmaligen Ausgaben 
von mehr als Fr. 2'500'000 für einen bestimmten 
Zweck und von neuen jährlich wiederkehrenden 
Ausgaben von mehr als Fr  500'000 für einen be-
stimmten Zweck, 

8. die Veräusserung von Grundstücken, inkl. Abga-
be von selbständigen und dauernden Baurech-
ten, des Finanzvermögens von mehr als 
Fr. 5'000'000 und den Erwerb von Grundstücken 
von mehr als Fr. 5'000'000. 

Ziff. 4: Die Abstimmung über den Erlass und die Än-
derung von Zweckverbandstatuten, über die Rechts-
grundlage für die Zusammenarbeit in Form einer ju-
ristischen Person des Privatrechts sowie zur Bildung 
einer Anstalt erfolgt neu zwingend an der Urne.  

 

Ziff. 5: Ergibt sich aus dem Gemeindegesetz. Hoheitli-
ches Handeln liegt grundsätzlich vor, wenn der Ein-
zelne in einem Unterordnungsverhältnis zur Stadt 
steht und in die individuelle Rechtsposition des Ein-
zelnen eingegriffen wird (z. B. Polizeiwesen, Gebüh-
renerhebung). Die finanziellen Befugnisse richten sich 
nach Art. 9 Ziff. 7 nGO.  

 

Ziff. 6: Sofern Gebietsänderungen eine Fläche oder 
Bevölkerungszahl, die für die Entwicklung der Stadt 
wesentlich ist, betreffen, sind sie von erheblicher 
Bedeutung und die Urne ist für deren Genehmigung 
zuständig. Ist die Gebietsänderung nicht von erhebli-
cher Bedeutung, ist das Parlament für bebautes Ge-
biet (Art. 17 Ziff. 8 nGO) bzw. der Stadtrat für unbe-
bautes Gebiet (Art. 22 Abs. 2 Ziff. 5 nGO) zuständig. 

 

Ziff. 7: Die Finanzkompetenzen der Urne bleiben un-
verändert (Ausnahme: Verfügungen über Grundei-
gentum, dafür ist neu die abschliessende Zuständig-
keit des Parlaments vorgesehen). Ausführungen zu 
den Änderungen der Finanzbefugnisse des Parla-
ments und des Stadtrats siehe Art. 18 und Art. 23 
nGO.  

 

Ziff. Fehler! Verweisquelle konnte nicht gefunden 
werden.: Die Kompetenz des Stadtrats für die Ver-



 

  7 von 63 

Aktuelle Gemeindeordnung (aGO) Neue Gemeindeordnung (nGO) Bemerkungen 

äusserung von Grundstücken wird wie in der beste-
henden Gemeindeordnung beibehalten (500'000 
Franken). Darunter fallen auch Geschäfte für die Ab-
gabe von selbständigen und dauernden Baurechten, 
beispielsweise für Genossenschaften.  

Für den Erwerb von Grundstücken wird aber eine 
Erhöhung der Kompetenz des Stadtrats auf 5'000'000 
Franken vorgesehen. Da auf dem Immobilienmarkt 
rasch reagiert werden muss, rechtfertigt sich eine 
Erhöhung der Kompetenzen des Stadtrats.  

Die Stimmberechtigten entscheiden an der Urne über 
Landerwerb ab 5 Mio. Franken (obligatorisches Refe-
rendum). Das Parlament berät den Erwerb zuhanden 
der Stimmberechtigten, bei einem ablehnenden Be-
schluss wird die Vorlage nicht der Urnenabstimmung 
überwiesen (§ 10 Abs. 3 lit. b GG). 

 

 

Sofern keine abweichenden Finanzkompetenzen für 
bestimmte Geschäfte geregelt wurden, gelten die 
finanziellen Befugnisse gemäss Ziff. 7 (Bsp. Eingehung 
von Eventualverpflichtungen, siehe lit. g) aGO).  

 

Art. 9 lit. h) aGO: siehe Ausführungen zu Art. 18 Ziff. 
6 und 7 sowie Art. 23 Abs. 2 Ziff. 5 und 6 nGO.  

 

Art. 9 lit. h) aGO: Die Zuständigkeit für Initiativen 
richtet sich abschliessend nach dem Gesetz über die 
politischen Rechte (GPR). Auf die Aufzählung dieser 
Kompetenz wird daher verzichtet.  
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 Nachträgliche Urnenabstimmung (Fa-
kultatives Referendum)   

 Ein Beschluss des Grossen Gemeinderates wird 
der Urnenabstimmung unterstellt, wenn dies ver-
langt wird von:  

a) der Mehrheit der bei der Beschlussfassung 
anwesenden Mitglieder des Grossen Ge-
meinderates  

b) 12 Mitgliedern des Grossen Gemeindera-
tes innert 30 Tagen nach der Bekanntgabe 
der Beschlussfassung (Behördenreferen-
dum)  

c) 500 Stimmberechtigten innert 30 Tagen 
nach der Bekanntgabe der Beschlussfas-
sung an den Stadtrat (Volksreferendum)  

 Für die Form und den Inhalt der Unterschriften-
liste bei Volks- und Behördenreferendum sind die 
für das kantonale Referendum geltenden Vor-
schriften sinngemäss anwendbar.  

 

 

Art. 10 Fakultatives Referendum  

 Die Stimmberechtigten entscheiden auf Verlangen 
an der Urne über Beschlüsse des Parlaments. Ausge-
nommen sind Geschäfte, die durch das übergeordne-
te Recht von der Urnenabstimmung ausgeschlossen 
sind.  

 Eine Urnenabstimmung können verlangen:  

1. 300 Stimmberechtigte innert 60 Tagen nach der 
amtlichen Veröffentlichung des Parlamentsbe-
schlusses (Volksreferendum),  

2. ein Drittel der Mitglieder des Parlaments innert 
14 Tagen nach der Beschlussfassung (Parla-
mentsreferendum).  

 

Abs. 1: siehe Ausführungen zu Art. 11 aGO.  

 

Abs. 2: Die kantonale Regelung zum Volksreferendum 
ist abschliessend. Die Gemeinden verfügen über kei-
nen Spielraum, die Urheberschaft oder die Fristen 
anders zu regeln. Die für das Volksreferendum erfor-
derliche Unterschriftenzahl darf 3 % der Stimmbe-
rechtigten und 3'000 nicht überschreiten. Die Unter-
schriftenzahl wird  auf 300 festgesetzt. Die Anzahl 
erforderliche Mitglieder des Parlaments ergibt sich 
aus dem GPR (§ 157 Abs. 3).  

 

 Ausschluss des Referendums   

 Eine Urnenabstimmung kann nicht verlangt wer-
den, wenn ein Beschluss des Grossen Gemeinde-
rates sowohl mit einer Mehrheit von vier Fünfteln 
der anwesenden Mitglieder als auch vom Stadtrat 
als dringlich erklärt wird.  

 Ferner können folgende Beschlüsse des Grossen 
Gemeinderates nicht der Urnenabstimmung un-
terstellt werden:  

a) Wahlen  

 

--   

 

Das Dringlichkeitsrecht (ehemals Art 11 Abs. 1 aGO) 
ist abschliessend kantonal (Art. 37 Kantonsver-
fassung (KV), §§ 158 i.V.m. 141 GPR) geregelt. Eine 
weitergehende Regelung ist nicht möglich.   

 

Im übergeordneten Recht ist geregelt, über welche 
Geschäfte keine Urnenabstimmung stattfindet. Auf 
die Wiederholung des übergeordneten Rechts wird 
verzichtet. Gemäss § 10 Abs. 2 GG sind dies folgende 
Geschäfte (entsprechen mehrheitlich der aktuellen 



 

  9 von 63 

Aktuelle Gemeindeordnung (aGO) Neue Gemeindeordnung (nGO) Bemerkungen 

b) Genehmigung der Jahresrechnungen und 
Rechenschaftsberichte  

c) Festsetzung des Voranschlages sowie der 
Leistungsaufträge und Globalbudgets  

d) Festsetzung des Steuerfusses  

e) Genehmigung gebundener Ausgaben  

f) Beschlüsse über Erlass, Änderung oder 
Anwendung der Geschäftsordnung des 
Grossen Gemeinderates  

g) ablehnende Beschlüsse des Grossen Ge-
meinderates, vorbehältlich Art. 12  

h) Beschlüsse des Grossen Gemeinderates 
über die Gültigkeit von Initiativen  

 

Regelung):  

 

− Festsetzung des Budgets und des Steuerfusses, 

− Genehmigung der Rechnungen, 

− Wahlen im Parlament, 

− Verfahrensentscheide bei der Behandlung von 
Initiativen, 

− Genehmigung des Geschäftsberichts, 

− ablehnende Beschlüsse des Parlaments, ausge-
nommen abgelehnte Volksinitiativen, 

− Verfahrensentscheide bei der Behandlung par-
lamentarischer Vorstösse. 

 

Zudem sind folgende Geschäfte – obwohl nicht na-
mentlich im kantonalen Gemeindegesetz aufgeführt – 
gemäss dem Kommentar zum Gemeindegesetz (§ 10 
N 23) ausgenommen:  

− Verfahrensbeschlüsse, die einem materiellen 
Beschluss vorangehen, wie etwa die Durchfüh-
rung einer geheimen Abstimmung (§ 31 Abs. 3 lit. 
a), der Ausschluss der Öffentlichkeit (§ 28 Abs. 2 
GG), die Durchführung einer Abstimmung unter 
Namensaufruf und andere formelle Beschlüsse in 
Anwendung der parlamentarischen Geschäfts-
ordnung (z. B. Entscheid über Fristerstreckung), 

− materielle Eventual- oder Teilbeschlüsse über 
Einzelheiten einer zusammengehörenden Vorla-
ge (z. B. Bauordnung und Zonenordnung können 
nur als gesamtes Geschäft dem Referendum un-
terstellt werden), 

− Kenntnisnahmen, selbst wenn sie zustimmend 
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oder ablehnend erfolgen, sowie Resolutionen.  

 

Die Gemeindeordnung kann weitere Geschäfte vom 
fakultativen Referendum ausnehmen. Der Stadtrat 
verzichtet allerdings im Sinne der Förderung der De-
mokratie darauf weitere Geschäfte vom fakultativen 
Referendum auszuschliessen.  

 

Art. 11 Abs. 2 lit. e) aGO: Beschlüsse über gebundene 
Ausgaben sind nicht dem Parlament vorzulegen, wes-
halb der Ausschluss vom fakultativen Referendum 
nicht notwendig war.  

 

Art. 11 Abs. 2 lit. e) aGO: Beschlüsse über Erlass oder 
Änderung der Geschäftsordnung des Parlaments un-
terliegen neu ebenfalls dem fakultativen Referendum.  

 

 

 

 

 Doppelantragsrecht   

Dem Stadtrat steht bei jeder Urnenabstimmung 
das Recht zu, seine vom Grossen Gemeinderat ab-
gelehnten Anträge neben den Anträgen und Be-
schlüssen des Letzteren zur Abstimmung zu brin-
gen.  

 

--   

 

Das sogenannte Doppelantragsrecht ist im Gemeinde-
gesetz (§ 11 Abs. 2 GG) geregelt. Demnach kann der 
Stadtrat den Stimmberechtigten die ursprüngliche 
Vorlage unterbreiten, wenn das Parlament eine Vorla-
ge ändert und diese zuhanden der Urne verabschie-
det. Auf eine Wiederholung der kantonalen Bestim-
mungen wird verzichtet.  
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 Petitionsrecht   

Die Behörden sind verpflichtet, Petitionen zu prü-
fen und innert sechs Monaten dazu Stellung zu 
nehmen. 

 

 

Art. 11 Petitionen   

 Jede Person hat das Recht, Petitionen an Behörden 
zu richten. 

 Die Behörden sind verpflichtet, Petitionen zu prü-
fen und innert sechs Monaten dazu Stellung zu neh-
men. 

 

 

Eine Petition ist eine schriftliche Bitte, Anregung, Be-
schwerde oder ein Gesuch an eine Behörde. Sie gilt als 
Grundrecht (Art. 33 Bundesverfassung). Demnach hat 
jede Person das Recht, Petitionen an Behörden zu 
richten. Die Wiederholung des übergeordneten  
Rechts im Interesse einer besseren Verständlichkeit  
für die Bevölkerung ist angezeigt. Die Bundesverfas-
sung regelt lediglich, dass Behörden von Petitionen 
Kenntnis nehmen müssen. Eine weitergehende Rege-
lung fehlt im übergeordneten Recht. Aus diesem 
Grund ist es angebracht, dass die Verpflichtung, Peti-
tionen zu prüfen und dazu Stellung zu nehmen, sowie 
eine Behandlungsfrist in der Gemeindeordnung zu 
regeln. Die Behandlungsfrist von sechs Monaten hat 
sich bewährt, da der Umfang eine Petition sehr unter-
schiedlich sein kann.  

 

  

Art. 12 Jugendvorstoss  

Mindestens 20 Jugendliche zwischen dem vollende-
ten 12. und dem vollendeten 18. Altersjahr mit 
Wohnsitz in Wetzikon können der Präsidentin oder 
dem Präsidenten des Parlaments einen Jugendvor-
stoss in der Form eines Postulats einreichen. 

 

 

Im Rahmen der Totalrevision der Gemeindeordnung 
erhalten Jugendliche erstmals ein politisches Instru-
ment. Damit wird den Jugendlichen ermöglicht, sich 
am politischen Geschehen in Wetzikon zu beteiligen. 
Mit dem sogenannten Jugendvorstoss in der Form 
eines Postulats wird ein solches Instrument geschaf-
fen.  

Die Voraussetzungen eines Postulats richten sich 
nach der Geschäftsordnung des Parlaments. In einem 
Erlass des Parlaments sind zudem die Modalitäten 
des Jugendvorstosses zu regeln (Behandlung im Par-
lament, allfällige Vorprüfung etc.). Jugendlichen steht 
zudem weiterhin das Recht zu, Petitionen direkt bei 
den Behörden einzureichen.  
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III. Gemeindeorgane 

1. Allgemeine Bestimmungen 

 Delegation von Verwaltungsbefugnissen   

 Die Behörden beschliessen, welche Geschäfte 
oder Geschäftszweige durch einzelne Mitglieder 
oder durch Ausschüsse in eigener Verantwortung 
erledigt werden können. Sie legen die Finanzkom-
petenzen fest.  

 Die Behörde kann in einem Reglement die selb-
ständige Besorgung bestimmter Aufgaben und die 
damit verbundenen Entscheidbefugnisse an Ange-
stellte der Verwaltung mit eigener Verantwortung 
übertragen.  

 Gegen deren Anordnungen kann innert 30 Tagen 
nach der Mitteilung eine Überprüfung durch die 
Gesamtbehörde verlangt werden.  

 

 

-- 

 

 

In der neuen Gemeindeordnung wird der Systematik 
der Mustergemeindeordnung des kantonalen Ge-
meindeamts gefolgt. Die Bestimmungen zur Aufga-
benübertragung sind daher in Art. 21 Ziff. 3 nGO und 
Art. 32 nGO geregelt.  

 

 

2. Grosser Gemeinderat  

 Stellung  

 Der Grosse Gemeinderat ist die Legislative der 
Stadt. 

 Er übt die Oberaufsicht über alle Organe aus, die 
Gemeindeaufgaben wahrnehmen.  

 

 

III. Parlament 

Art. 13 Zusammensetzung   

 Das Parlament ist die Legislative und das politische 
Kontrollorgan der Stadt. 

 Das Parlament setzt sich aus 36 Mitgliedern zu-
sammen. 

 

Bezeichnung des Parlaments:  siehe Kommentar zu 
Art. 3 nGO 

 

Die Stellung des Parlaments ist in Art. 17 Ziff. 1 nGO 
sowie im Gemeindegesetz (§§ 4 und  30 GG) geregelt.  

 

Da auf die einleitende Auflistung der Organe verzich-
tet wird (siehe Kommentar zu Art. 4 aGO), ist die Mit-
gliederzahl bei den einzelnen Organen aufzuführen.  
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 Konstituierung  

 Der Grosse Gemeinderat wählt zu Beginn des 
Amtsjahres aus seiner Mitte eine Präsidentin / 
einen Präsidenten sowie zwei Vizepräsidentin-
nen/Vizepräsidenten. 

 Im Übrigen regelt der Grosse Gemeinderat seine 
Organisation sowie Form und Ablauf der Beratun-
gen in einer Geschäftsordnung. 

 

 

-- 

Die Organisation des Parlaments kann gemäss Ge-
meindegesetz in einem Organisationserlass geregelt 
werden (§ 31 GG). Eine Regelung zur Konstituierung 
auf Stufe Gemeindeordnung ist daher nicht erforder-
lich. Zudem wird keine Grundlage für die Kompetenz 
einer Geschäftsordnung benötigt, da sich dies direkt 
aus § 31 GG ergibt.  

 

Im Rahmen der Totalrevision der Gemeindeordnung 
werden auch sämtliche Geschäftsordnungen revidiert 
(diejenigen des Parlaments, des Stadtrats sowie wei-
terer Behörden und Kommissionen). Alle Bestimmun-
gen, die auf der Stufe eines sogenannten Behörden-
erlasses geregelt werden können, werden nicht in der 
Gemeindeordnung, sondern in den jeweiligen Ge-
schäftsordnungen (Behördenerlass) aufgeführt. Beim 
Parlament betrifft dies insbesondere die Art. 16 sowie 
Art. 22 bis Art. 25 aGO (Organisation des Parlaments).  

 

 

 Steuerung  

 Der Grosse Gemeinderat steuert und bestimmt 
die Aufgaben der Stadt und macht Vorgaben zu 
deren Erfüllung.  

 Er bestimmt im Rahmen der Beschlussfassung 
über die Globalbudgets und überprüft deren Erfül-
lung.  

 Im Rahmen der Steuerung hat der Grosse Ge-
meinderat insbesondere folgende Aufgaben:  

a) Erlass von Grundsatzbeschlüssen  

b) Genehmigung Globalbudgets  

c) Abnahme der Geschäftsberichte  

 

-- 

 

Die neue Mustergemeindeordnung sieht keine Be-
stimmung zum Thema Steuerung vor. Die Aufgaben 
sind – sofern nicht bereits im übergeordneten Recht 
geregelt – in den folgenden Artikeln geregelt (siehe 
Art. 15 ff. nGO).  

 

Abs. 1: siehe Art. 17 Ziff. 1 nGO 

 

Abs. 2: siehe Art. 15 Ziff. 4 nGO / § 100 GG 

 

Abs. 3 lit. a): Das Gemeindegesetz sieht vor, dass 
wichtige Rechtsätze durch das Parlament in der Form 
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d) Kenntnisnahme der Investitions- und Fi-
nanzplanung  

e) Kenntnisnahme des Legislaturprogrammes 
des Stadtrates  

 Stadtrat und Grosser Gemeinderat halten sich an 
den Grundsatz, eine Neuverschuldung zu vermei-
den.  

 

Sieht der Voranschlag eine Neuverschuldung vor, 
benötigt die Beschlussfassung im Grossen Ge-
meinderat eine Zweidrittels-Mehrheit.  

 

Bei einem Wechsel des Finanz-Rechnungsmodells 
bestimmt der Gemeinderat, wie er die Finanz-
kennzahlen definiert. Im aktuellen Finanz-
Rechnungsmodell ist die Neuverschuldung über 
den Finanzierungsfehlbetrag II definiert.  

 

eines Gemeindeerlasses geregelt werden. Diese Er-
lasse umfassen in der Regel Grundsatzbeschlüsse. Die 
Zuständigkeit bleibt daher unverändert, sofern es sich 
um wichtige Rechtsätze handelt.  

 

Abs. 3 lit. b): siehe Art. 15 Ziff. 4 nGO / § 100 GG 

 

Abs. 3 lit. c): siehe Art. 17 Ziff. 13 nGO / § 134 GG 
(neu Genehmigung)  

 

Abs. 3 lit. d): siehe Art. 18 Ziff. 1 nGO (neu Kenntnis-
nahme) 

 

Abs. 3 lit. e): siehe Art. 17 Ziff. 10 nGO.  

 

Abs. 4: Diese Regelung zur Neuverschuldung wurde 
im Rahmen einer Initiative mit Gegenvorschlag an der 
Urnenabstimmung vom 9. Februar 2014 eingeführt. 
Mit Inkraftsetzung des neuen Gemeindegesetzes und 
damit mit der Einführung des Harmonisierten Rech-
nungs-modells 2 (HRM2) wurden die Bestimmungen 
zur Verschuldung der Gemeinden generell verschärft. 
§ 92 Abs. 1 GG hält fest, dass der Steuerfuss so fest-
gesetzt wird, dass die Erfolgsrechnung des Budgets 
ausgeglichen ist. Zudem darf gemäss § 92 Abs. 2 GG 
pro Jahr maximal ein Aufwandüberschuss in Höhe der 
budgetierten Abschreibungen auf dem Verwaltungs-
vermögen zuzüglich 3 % des Steuerertrags budgetiert 
werden. Sofern das Finanzvermögen grösser ist als 
das Fremdkapital, darf von § 92 Abs. 2 GG aus-
nahmsweise abgewichen und bis zur Höhe der Diffe-
renz ein Aufwandüberschuss budgetiert werden (§ 92 
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Abs. 3 GG). Der Stadtrat führt zudem im Kreditantrag 
für ein spezifisches Projekt aus, falls aufgrund des 
Projekts eine Aufnahme von Fremdkapital notwendig 
wird, damit dies transparent ausgewiesen ist. Mit 
diesen neuen Bestimmungen zum Haushaltsgleich-
gewicht strebte der Kantonsrat an, eine hohe Ver-
schuldung und finanzielle Ungleichgewichte zu ver-
meiden. Eine weitergehende Regelung in der Ge-
meindeordnung erübrigt sich damit.  

 

 

 Wahlbefugnisse  

Der Grosse Gemeinderat wählt aus seiner Mitte:  

a) die Mitglieder des Büros des Grossen Ge-
meinderates  

b) die Mitglieder der Kommissionen sowie 
deren Präsidien  

Der Grosse Gemeinderat wählt in freier Wahl:  

a) die Mitglieder des Wahlbüros  

b) die Mitglieder der Sozialbehörde  

c) --  

d) 2 Mitglieder der Baukommission  

e) die Mitglieder der Steuerkommission  

f) -- 

g) die ihm vom Stadtrat zugewiesenen Dele-
gierten in weiteren Gremien  

 

 

Art. 14 Wahlbefugnisse  

Das Parlament wählt die Mitglieder seiner Organe.  

 

Die Befugnis des Parlaments für die Wahl ihrer Mit-
glieder ergibt sich für die Rechnungs- und Geschäfts-
prüfungskommission aus dem Gemeindegesetz (§§ 58 
Abs. 2 und 60 Abs. 2 GG). Das Parlament wählt un-
verändert die Mitglieder seiner Organe (Büro und 
Kommissionen gemäss Geschäftsordnung des Parla-
ments).  

 

Abs. 2 lit. a) aGO: Das Parlament legt die Anzahl Mit-
glieder des Wahlbüros fest (Art. 17 Ziff. 5 nGO i.V.m. 
§ 14 Abs. 2 GPR). Die Anzahl orientiert sich an der 
Anzahl Abstimmungstermine, der durchschnittlichen 
Stimmbeteiligung sowie der Anzahl Vorlagen pro 
Abstimmungstermin. Bei der Wahl der Wahlbüromit-
glieder handelt es sich um keine politische Wahl. Be-
stehende Mitglieder, die eine weitere Legislatur diese 
Aufgabe erfüllen möchten, werden in der Regel für 
weitere vier Jahre gewählt. Die übrigen neuen Mit-
glieder melden ihr Interesse im Laufe der Legislatur 
an. Das Amt des Wahlbüromitglieds soll der Bevölke-
rung auf unkomplizierte Art und Weise zugänglich 
sein. Die Wahlbefugnis soll gestützt auf § 40 lit. b GPR 
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dem Stadtrat übertragen werden (Art. 20 Ziff. 2 lit. c) 
nGO).  

 

Abs. 2 lit. a) aGO: Die Wahl der Mitglieder der unter-
stellten Kommissionen erfolgt durch den Stadtrat 
(vgl. Art. 20 Ziff. 2 lit. a) i.V.m. Art. 24 nGO). Dieser 
übt auch die Aufsicht über die Tätigkeit der unter-
stellten Kommissionen aus. 

 

Abs. 2 lit. g) aGO: Die Delegationen in Gremien neh-
men der Stadtrat sowie die eigenständigen Kommis-
sionen selber wahr. In der Regel werden die Befugnis-
se für die Festlegung der Delegation in den Statuten 
der Organisationen, Anschlussverträgen etc. definiert. 
Der Stadtrat nimmt viele Delegationen selber wahr. 
Falls dem nicht so ist, werden Experten aus den je-
weiligen Bereichen delegiert (z. B. Vorstand Flurge-
nossenschaft Wetzikon-Hinwil durch Fachperson 
Umwelt der Stadtverwaltung Wetzikon), siehe auch § 
40 lit. d GPR.  

 

Wahlverfahren: Das Wahlverfahren ist in der Ge-
schäftsordnung des Parlaments zu regeln (vgl. § 31 
GG, subsidiär nach § 26 i.V.m. 31 Abs. 3 lit. b GG).  
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 Rechtsetzungsbefugnisse  

 Der Grosse Gemeinderat erlässt, ändert oder 
hebt die Verordnungen von allgemeiner Bedeu-
tung auf, soweit sie nicht ausdrücklich in die Be-
fugnis einer anderen Behörde fallen.  

 Er erlässt insbesondere:  

a) die Geschäftsordnung des Grossen Ge-
meinderates  

b) die kommunale Richt- und Nutzungspla-
nung  

c) die Verordnungen über Versorgung und 
Entsorgung  

d) die Friedhof- und Bestattungsverordnung  

e) die Personalverordnung  

f) die Verordnung über die Entschädigungen 
der Behörden, Kommissionen und Funkti-
onäre im Nebenamt  

g) die Grundsätze für die Gebührenerhebung  

h) die Verordnungen im Bereich Sicherheit 
und Polizeiwesen  

i) die Umwelt-und Energiestrategie durch 
Festsetzung von Zielen 

 

Art. 15 Rechtsetzungsbefugnisse 

Das Parlament ist zuständig für den Erlass und die 
Änderung wichtiger Rechtsätze. Dazu gehören insbe-
sondere die grundlegenden Bestimmungen über:  

1. das Arbeitsverhältnis der Stadtangestellten,  

2. die Entschädigung von Behördenmitgliedern, 

3. die Organisation des Parlaments,  

4. die Haushaltsführung mit Globalbudget,  

5. das Polizeirecht,  

6. die Grundsätze der Gebührenerhebung, d.h. 
namentlich der Gegenstand der Gebühr, die Be-
messungsgrundlagen, sowie den Kreis der abga-
bepflichtigen Personen.  

 

Die Befugnisse der Organe sind in der Mustergemein-
deordnung anders aufgeteilt, als in der heutigen Ge-
meindeordnung. Die Systematik der Mustergemein-
deordnung wird übernommen. 

 

Das neue Gemeindegesetz unterscheidet in Bezug auf 
die Rechtsetzungsbefugnisse in wichtige und weniger 
wichtige Rechtsätze. Wichtige Rechtsätze beschliesst 
das Parlament in Form eines sogenannten Gemein-
deerlasses. Über weniger wichtige Rechtsätze be-
schliessen die Behörden (Stadtrat und eigenständige 
Kommissionen im Rahmen ihrer Zuständigkeit) in 
Form eines Behördenerlasses. Aus diesem Grund ist 
es nicht erforderlich, die einzelnen Erlasse aufzulis-
ten. Bei jedem Erlass ist die Beurteilung der "Wichtig-
keit" des Erlasses vorzunehmen. Die Aufzählung ist 
daher nicht abschliessend, sondern nur beispielhaft.  

 

Beispiel: Das Parlament regelte im Jahr 2017 in der 
Gebührenverordnung (Gemeindeerlass) die Grunds-
ätze der Gebührenerhebung (Art, Gegenstand, Be-
messungsgrundlage, Kreis der Abgabepflichtigen). 
Der Stadtrat erliess basierend auf der Gebührenver-
ordnung den Gebührentarif (Behördenerlass), in wel-
chem die einzelnen Gebühren festgelegt wurden.  

 

Die Wichtigkeit des Regelungsgegenstandes beurteilt 
sich nach folgenden Kriterien: Zahl von der Regelung 
betroffener Personen, finanzielle Auswirkung, Intensi-
tät möglicher Eingriffe, Geeignetheit des zuständigen 
Organs, Bedürfnis nach Flexibilität.  
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Ziff. 1: Die Stadt Wetzikon verfügt über eine eigene 
Personalverordnung, die in vielen Bereichen auf das 
kantonale Personalrecht verweist. Zuständig für die 
Regelung der Grundzüge der Arbeitsverhältnisse ist 
das Parlament.  

 

Ziff. 2: Für den Erlass der Entschädigungsverordnung 
ist weiterhin das Parlament zuständig. Dies ergibt sich 
aus dem Grundsatz der Gewaltenteilung.  

 

Ziff. 3: Das Gemeindegesetz sieht in § 31 vor, dass das 
Parlament seine Organisation in einem Erlass regelt 
(unter Berücksichtigung der §§ 58 (RPK), 60 (GPK), 29 
(Unabhängigkeit der Mitglieder). In Abs. 2 der glei-
chen Bestimmung sind die Regelungsgegenstände 
aufgelistet (z. B. Organe, Zuständigkeiten, Rechte der 
Mitglieder, Abstimmungsordnung etc.). Die Aufzäh-
lung ist nicht abschliessend. Eine Regelung auf Stufe 
Gemeindeordnung ist daher nicht notwendig.  

 

Ziff. 4: Die allgemeinen Bestimmungen zur Haushalts-
führung sind im neuen Gemeindegesetz umfassend 
revidiert worden. Auch die Haushaltführung von Glo-
balbudgetbetrieben richtet sich im Wesentlichen 
nach dem Gemeindegesetz und der dazugehörigen 
Verordnung. Wichtige Fragen des kommunalen Haus-
haltsrechts in Bezug auf Globalbudget sind vom Par-
lament zu regeln (§ 100 Abs. 3 GG).  

 

Ziff. 5: § 3 Abs. 2 GG sieht vor, dass die Gemeinden 
das kommunale Polizeirecht in einem Gemeindeer-
lass regeln. In der Stadt Wetzikon besteht bereits die 
kommunale Polizeiverordnung, die durch die Legisla-
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tive erlassen wurde.  

 

Ziff. 6: Das Parlament regelt in einem Erlass Gegen-
stand, Bemessungsgrundlage und Kreis der Abgabe-
pflichtigen (vgl. Gebührenverordnung). Die einzelnen 
Gebühren werden vom Stadtrat festgelegt (vgl. Ge-
bührentarif).  

 

aGO Abs. 2 lit. b) bis d): Die Befugnisse in Bezug auf 
die kommunale Richt- und Nutzungsplanung ist neu 
im Art. 16 nGO zu den Planungsbefugnissen festge-
legt. Bei den Erlassen zur Versorgung und Entsorgung 
sowie dem Friedhof- und Bestattungswesen kann auf 
die allgemeine Regelung (Wichtigkeit der Rechtsätze) 
verwiesen werden. Eine explizite Pflicht für einen 
Gemeindeerlass besteht nicht. Sofern die Legislative 
bereits Verordnungen in diesen Bereichen festgelegt 
hat, sind diese auch durch die Legislative wieder zu 
revidieren oder aufzuheben.  

 

 

-- 

 

 

Art. 16 Planungsbefugnisse 

Das Parlament ist im Rahmen des kantonalen Pla-
nungs- und Baugesetzes zuständig für die Festset-
zung und die Änderung:  

1. des kommunalen Richtplans,  

2. der Bau- und Zonenordnung, 

3. des Erschliessungsplans,  

4. von Sonderbauvorschriften und Gestaltungplä-
nen.  

 

 

Die Mustergemeindeordnung sieht neu eine separate 
Bestimmung für Planungsbefugnisse vor. In der be-
stehenden Gemeindeordnung waren die Planungsbe-
fugnisse in Art. 19 Abs. 2 lit. b) aGO geregelt.  

 

Die Planungsbefugnisse richten sich nach dem Pla-
nungs- und Baugesetz (PBG), weshalb in Abs. 1 aus-
drücklich auf dieses Spezialgesetz verwiesen wird.  

 

Ziff. 1: Zuständigkeit der Urnenabstimmung oder des 
Parlaments möglich (§ 32 Abs. 3 PBG). Die Zuständig-
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keit bleibt unverändert beim Parlament.  

 

Ziff. 2: Zuständigkeit der Urnenabstimmung oder des 
Parlaments möglich (§ 88 PBG). Die Zuständigkeit 
bleibt unverändert beim Parlament.  

 

Ziff. 3: Der Erschliessungsplan wird in gleicher Zu-
ständigkeit wie die Bau- und Zonenordnung festge-
setzt (§ 95 i.V.m. 88 PBG; vgl. Kommentar zu Ziff. 2).  

 

Ziff. 4: Für die Festsetzung und Änderung öffentlicher 
Gestaltungspläne ist die Zuständigkeit der Urnenab-
stimmung oder des Parlaments möglich (§ 88 PBG). 
Die Zuständigkeit bleibt unverändert beim Parlament. 
Bei privaten Gestaltungsplänen ist das Parlament 
einzig für die Zustimmung oder Ablehnung zum von 
den privaten Grundeigentümern erarbeiteten Plan 
zuständig, aber nicht für die Festsetzung bzw. Ände-
rung (§ 86 PBG). Sofern die privaten Gestaltungspläne 
den für Arealüberbauungen im betreffenden Gebiet 
geltenden Rahmen nicht überschreiten, genügt die 
Zustimmung des Stadtrats. Die Kompetenzordnung 
wird unverändert belassen. 
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 Finanzbefugnisse   

Der Grosse Gemeinderat trifft folgende finanziel-
len Entscheide abschliessend:  

a) Beschlussfassung über den jährlichen Vor-
anschlag und die Festsetzung des Steuer-
fusses  

b) Genehmigung von Nachtragskrediten  

c) Genehmigung der Jahresrechnungen  

d) neue einmalige Ausgaben im Einzelfall von 
mehr als Fr. 250’000 bis Fr. 2’500’000 oder 
entsprechende Einnahmenausfälle  

e) neue jährlich wiederkehrende Ausgaben 
im Einzelfall von mehr als Fr. 50’000 bis Fr. 
500’000 oder entsprechende Einnahmen-
ausfälle  

f) die finanzielle Beteiligung an nicht börsen-
kotierten Unternehmen und die Gewäh-
rung von Darlehen im Betrag von mehr als 
Fr. 250’000 bis Fr. 1’000’000  

g) die Eingehung von Eventualverpflichtun-
gen im Betrag von mehr als Fr. 250’000 bis 
Fr. 1’000’000  

h) Verfügungen über Grundeigentum und be-
schränkte dingliche Rechte von mehr als 
Fr. 500'000 bis Fr. 5’000’000 im Einzelfall  

 

 

 

siehe Art. 18 nGO. 

 

 

 

Da der Systematik der Mustergemeindeordnung ge-
folgt wird, werden neu erst die Allgemeinen Verwal-
tungsbefugnisse vor den Finanzbefugnissen aufgeführt 
(Art. 20 aGO ist daher mit Art. 18 nGO zu vergleichen). 
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-- 

 

Art. 17 Allgemeine Verwaltungsbefugnisse  

Das Parlament ist zuständig für:  

1. die politische Kontrolle über Behörden, Verwal-
tung und die weiteren Träger öffentlicher Aufga-
ben,  

2. die Bereinigung aller Vorlagen und die Antrag-
stellung zu Geschäften der Stimmberechtigten,  

3. die Behandlung von Initiativen,  

4. die Behandlung von parlamentarischen Vorstös-
sen,  

5. die Festlegung der Mitgliederzahl des Wahlbüros,  

6. Ausgliederung von einer oder mehreren Aufga-
ben von nicht erheblicher Bedeutung, d. h. ins-
besondere solcher, die nicht von grosser politi-
scher oder finanzieller Tragweite sind,  

7. den Abschluss oder die Änderung von Anschluss- 
und Zusammenarbeitsverträgen gemäss Befugnis 
zur Bewilligung neuer Ausgaben, sofern die Stadt 
keine hoheitliche Befugnisse abgibt,  

8. Verträge zu Gebietsänderungen, die bebautes 
Gebiet betreffen und nicht von erheblicher Be-
deutung sind, d. h. insbesondere solche, die eine 
Fläche oder eine Bevölkerungszahl betreffen, die 
für die Entwicklung der Stadt nicht wesentlich 
sind, 

9. die Errichtung von Eigenwirtschaftsbetrieben, 
soweit keine Verpflichtung durch übergeordne-
tes Recht besteht,  

10. die Kenntnisnahme des Legislaturprogramms des 
Stadtrats,  

11. die Festlegung der Eigentümerstrategie der 

 

Da der Systematik der Mustergemeindeordnung ge-
folgt wird, werden neu erst die Allgemeinen Verwal-
tungsbefugnisse vor den Finanzbefugnissen aufgeführt 
(Art. 17 nGO ist daher mit Art. 21 aGO zu vergleichen). 

 

Ziff. 1: Damit gemeint ist die politische Oberaufsicht.  

 

Ziff. 2: Der Stadtrat bereitet die Vorlagen vor und un-
terbreitet diese dem Parlament zur Beschlussfassung 
(§ 36 Abs. 1 GG). Das Parlament stellt Antrag an die 
Stimmberechtigten (§ 11 Abs. 1 GG). Der Beleuchten-
de Bericht wird vom Stadtrat verfasst. Das Parlament 
ist für die Verfassung der Mehr- und Minderheitsmei-
nung zuständig.  

 

Ziff. 3 und 4: Diese Kompetenz ergibt sich direkt aus 
dem übergeordneten Recht (§ 155 i.V.m. §§ 130 ff, 
133 ff. und 139 ff. GPR sowie §§ 33-35 GG; vgl. heuti-
ge Regelung Art. 21 lit. f) aGO). 

 

Ziff. 5 (siehe Art. 21 lit. e) aGO): In Gemeinden mit 
Parlament legt das Parlament die Mitgliederzahl des 
Wahlbüros fest (§ 14 Abs. 2 GPR). Alternativ könnte 
die Anzahl in der Gemeindeordnung festgeschrieben 
werden. Dies würde die Flexibilität in der Ausgestal-
tung des Wahlbüros allerdings unnötig einschränken.  

 

Ziff. 6 (siehe Art. 21 lit. b) und d) aGO): Ausgliederung 
umfassen gemäss Lehre und Rechtsprechung Dezent-
ralisierungen, d. h. die Schaffung verselbständigter 
öffentlich-rechtlicher Verwaltungseinheiten, sowie 
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Stadtwerke,  

12. die Umwelt- und Energiestrategie durch Festset-
zung von Zielen,  

13. die Genehmigung des Geschäftsberichts, 

14. die Schaffung von Stellen in der Verwaltung für 
die Erfüllung neuer Aufgaben, soweit nicht der 
Stadtrat oder die Schulpflege dafür zuständig ist. 

Privatisierungen, d.h. Betrauung von Organisationen 
des Privatrechts mit öffentlichen Aufgaben. Blosse 
Leistungsvereinbarungen fallen nicht unter den Begriff 
der Ausgliederung. Ausgliederungen von erheblicher 
Bedeutung unterstehen dem obligatorischen Referen-
dum (§ 69 GG, vgl. Art. 9 Ziff. 2 nGO). In den übrigen 
Fällen bestimmt sich die Zuständigkeit nach der Ge-
meindeordnung. Soweit aufgrund allgemeiner staats-
politischer oder verwaltungsrechtlicher Anforderun-
gen die Schaffung einer formell-gesetzlichen Grundla-
ge erforderlich ist, ist das Parlament zu beteiligen. Das 
dies bei Ausgliederungen in der Regel der Fall ist, ist 
diese Kompetenz dem Parlament zuzuweisen (vgl. 
auch Art. 21 lit. b) aGO).  

 

Ziff. 7: (siehe Art. 21 lit. c) und d) aGO): Werden ho-
heitliche Befugnisse abgegeben oder übersteigen die 
damit verbundenen Ausgaben die Kompetenz des 
Parlaments, unterliegt die Beschlussfassung über sol-
che Verträge dem obligatorischen Referendum (vgl. 
Art. 9 Ziff. 5 nGO). Das Parlament sowie der Stadtrat 
sind für die Beschlussfassung solcher Verträge inner-
halb ihrer Finanzbefugnisse zuständig (vgl. Art. 22 Abs. 
2 Ziff. 5 i.V.m. Art. 18 und Art. 23 nGO). Dies ent-
spricht der heutigen Regelung (Art. 21 lit. c) und Art. 
33 lit. b) aGO).  

 

Ziff. 8: Sofern Gebietsänderungen eine Fläche oder 
Bevölkerungszahl, die für die Entwicklung der Stadt 
wesentlich ist, betreffen, sind sie von erheblicher Be-
deutung und die Urne ist für deren Genehmigung zu-
ständig (Art. 9 Ziff. 6 nGO). Ist die Gebietsänderung 
nicht von erheblicher Bedeutung, ist das Parlament für 



 

  24 von 63 

Aktuelle Gemeindeordnung (aGO) Neue Gemeindeordnung (nGO) Bemerkungen 

bebautes Gebiet (Art. 17 Ziff. 8 nGO) bzw. der Stadtrat 
für unbebautes Gebiet (Art. 22 Abs. 2 Ziff. 5 nGO) zu-
ständig. 

 

Ziff. 9: Eigenwirtschaftsbetriebe sind Verwaltungsbe-
reiche, die nach dem Grundsatz der Eigenwirtschaft-
lichkeit geführt werden (z. B. Stadtwerke). Sofern die 
Gemeinde zur Errichtung eines Eigenwirtschaftsbe-
triebes durch übergeordnetes Recht verpflichtet ist, 
handelt es sich um eine reine Vollzugsaufabe, welche 
in die Zuständigkeit des Stadtrats fällt (§ 88 Abs. 2 lit. 
b GG). In den übrigen Fällen ist das Parlament für die 
Errichtung zuständig.  

 

Ziff. 10: Dies entspricht der heutigen Regelung gemäss 
Art. 17 Abs. 3 lit. e) aGO.  

 

Ziff. 11: Das Parlament ist zuständig für die Festle-
gung der Eigentümerstrategie der Stadtwerke (Ur-
nenabstimmung vom 17. November 2019 zur Teilre-
vision der Gemeindeordnung).  

 

Ziff. 12: Dies entspricht der Regelung gemäss Art. 19, 
Abs. 2 Ziff. i) aGO 

 

Ziff.13: Die Zuständigkeit des Parlaments ergibt sich 
aus § 134 Abs. 2 GG 

 

Ziff. 14: Aufgrund der finanziellen Bedeutung soll die 
Schaffung neuer Stellen nicht in die alleinige Zustän-
digkeit des Stadtrats und der Schulpflege fallen. Sie 
sollen diejenigen Stellen schaffen können, die not-
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wendig sind, damit die bestehenden Aufgaben der 
Gemeinde weiterhin erfüllt werden können (soge-
nannte "gebundene Stellen"). Soll jedoch eine neue 
Aufgabe eingeführt oder soll eine bestehende Aufga-
be erheblich ausgebaut werden, so sollen sie nur in 
einem bestimmten Umfang "neue Stellen" schaffen 
können. 

 

 

 Übrige Befugnisse  

Ebenfalls in den Zuständigkeitsbereich des Gros-
sen Gemeinderates fallen:  

a) Beschlussfassung über Änderungen sowie 
Bereinigungen der Gemeindegrenze  

b) Beschlussfassung über die Gründung, Er-
weiterung oder Aufhebung von Unter-
nehmungen oder gewerblichen Betrieben 
der Stadt  

c) Abschluss von Vereinbarungen mit ande-
ren Gemeinden über die gemeinsame 
Durchführung von Aufgaben, sofern damit 
Ausgaben verbunden sind, welche die Fi-
nanzkompetenzen des Stadt-rates über-
steigen  

d) Genehmigung von Vereinbarungen mit 
anderen Gemeinden über die Bildung von 
Zweckverbänden und den Anschluss an 
Zweckverbände  

e) Festlegung der Anzahl der Mitglieder des 
Wahlbüros  

f) Annahme, Ablehnung und Entscheid über 
die Gültigkeit von Initiativen  

 

-- 

 

 

Da der Systematik der Mustergemeindeordnung ge-
folgt wird, werden diese Befugnisse in Art. 17 nGO 
überführt.  

 

Art. 21 lit. g) aGO: Den Gemeinden steht zur Regelung 
des Bürgerrechts kaum mehr Handlungsspielraum zu. 
Das eidgenössische sowie das kantonale Bürgerrecht 
wurden in den letzten Jahren intensiv revidiert und 
harmonisiert. So können beispielsweise auch keine 
kommunalen Wohnsitzanforderungen mehr definiert 
werden. Sollte Spielraum bestehen, richtet sich die 
Kompetenz nach den Rechtsetzungsbefugnissen (vgl. 
Art. 15 nGO). Die Gebühren sind ebenfalls im Grund-
satz im kantonalen Recht geregelt. Von der Kompe-
tenz der Gebührenregelung hat das Parlament mit 
Erlass der Gebührenverordnung Gebrauch gemacht 
(Kapitel 4 der Gebührenverordnung). Die einzelnen 
Gebühren legt der Stadtrat wie bei allen anderen Ge-
bühren innerhalb des vom Parlament festgesetzten 
Rahmens im Gebührentarif fest. 
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g) Erlass von Bestimmungen über die Ertei-
lung des kommunalen Bürgerrechts und 
Festsetzung von Einbürgerungsgebühren  

h) Festlegung der Eigentümerstrategie der 
Stadtwerke 

 

 

siehe Art. 20 aGO.  

 

 

Art. 18 Finanzbefugnisse  

Das Parlament ist zuständig für:  

1. die jährliche Kenntnisnahme des Finanz- und 
Aufgabenplans,  

2. die jährliche Festsetzung des Budgets und die 
Bewilligung von Nachtragskrediten, sofern die 
Kompetenz des Stadtrats überschritten wird,  

3. die jährliche Festsetzung des Steuerfusses,  

4. die Einführung eines Globalbudgets für einen 
oder mehrere Verwaltungsbereiche,  

5. die Bewilligung von neuen einmaligen Ausgaben 
mehr als Fr. 325'000 bis Fr. 2'500'000 für einen 
bestimmten Zweck und von neuen jährlich wie-
derkehrenden Ausgaben mehr als Fr. 80'000 bis 
Fr. 500'000 für einen bestimmten Zweck,  

6. die Veräusserung von Grundstücken, inkl. Abga-
be von selbständigen und dauernden Baurech-
ten, des Finanzvermögens von mehr als 
Fr. 500'000 bis Fr. 5'000'000 und den Erwerb von 
Grundstücken von mehr als Fr. 5'000'0001,  

7. die Investition in Grundstücke des Finanzvermö-

 

Da der Systematik der Mustergemeindeordnung ge-
folgt wird, werden neu erst die Allgemeinen Verwal-
tungsbefugnisse vor den Finanzbefugnissen aufgeführt 
(Art. 18 nGO ist daher mit Art. 20 aGO zu vergleichen). 

 

Ziff. 1: Der Stadtrat beschliesst den Finanz- und Auf-
gabenplan und bringt diesen gleichzeitig mit der Bud-
getvorlage zur Kenntnis (§ 96 Abs. 2 GG).  

 

Ziff. 2: Das Parlament setzt das Budget fest. Neue 
Ausgaben setzen einen Verpflichtungskredit und einen 
Budgetkredit voraus (sogenanntes doppeltes Ausga-
benbewilligungsverfahren). Wird ein Budgetkredit 
überschritten, ist ein Nachtragskredit erforderlich. Der 
Stadtrat verfügt – unverändert – über die Kompetenz 
Kredite ausserhalb Budget zu bewilligen. Diese Kom-
petenz ist mit einem jährlichen Plafond versehen. 
Werden die Kompetenzen im Einzelfall oder der jährli-
che Plafonds überschritten, ist das Parlament für die 
Genehmigung der Nachtragskredite zuständig (§§ 101 
Abs. 2, 104 Abs. 1, 115 Abs. 1 und 2 i.V.m. 101 Abs. 2 
GG).  

                                                           
1 Die Stimmberechtigten entscheiden an der Urne über Landerwerb ab 5 Mio. Franken (obligatorisches Referendum). Das Parlament berät den Erwerb zuhanden der Stimmberech-
tigten, bei einem ablehnenden Beschluss wird die Vorlage nicht der Urnenabstimmung überwiesen (§ 10 Abs. 3 lit. b GG). 
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gens von mehr als Fr. 500'000, 

8. die Vorfinanzierung von Investitionsvorhaben,  

9. die Genehmigung der Jahresrechnung. 

 

 

Ziff. 3: Budget und Steuerfuss sind in der gleichen 
Sitzung in zwei getrennten Beschlüssen zu beschlies-
sen. Das Budget bildet die Grundlage für die Festset-
zung des Steuerfusses (§ 101 Abs. 2 GG).  

 

Ziff. 4: Das Parlament kann für Verwaltungsbereiche 
Globalbudgets vorsehen (§ 100 Abs. 1 GG).  

 

Ziff. 5: Die Finanzkompetenzen blieben mit der Ein-
führung des Parlaments 2014 unverändert. Aufgrund 
der erfolgten Professionalisierung in den letzten fünf 
Jahren ist eine Erhöhung der Finanzkompetenzen nach 
Ansicht des Stadtrats angebracht. Das Parlament kann 
so von Geschäften entlastet und die Effizienz inner-
halb der Verwaltung und der Behörden kann gestei-
gert werden. Das Verhältnis zwischen der Kompetenz 
für einmalige und jährlich wiederkehrende Ausgaben 
soll dabei beibehalten werden. Dieses Verhältnis sollte 
für alle Organe einheitlich geregelt sein. Einnahme-
ausfälle sind Ausgaben gleichgestellt.  

 

Sofern keine abweichenden Finanzkompetenzen für 
bestimmte Geschäfte geregelt werden, gelten die 
finanziellen Befugnisse gemäss Ziff. 5 (z.B. Eingehung 
von Eventualverpflichtungen, siehe Art. 20 lit. g) a-
GO).  

 

Das Parlament ist für Ausgaben über Fr. 325'000 bis 
Fr. 2'500'000 zuständig. Über Ausgaben von mehr als 
Fr. 2'500'000 entscheiden die Stimmberechtigten an 
der Urne.  
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Ziff. 6 und 7: Anlagegeschäfte sind Vorgänge der Ver-
mögensverwaltung und führen nicht zu einer Belas-
tung der Steuerpflichtigen, weshalb grundsätzlich der 
Stadtrat zuständig ist (§ 117 Abs. 1 GG). Die Gemein-
deordnung kann jedoch die Zuständigkeit des Parla-
ments für die Veräusserung von und Investitionen in 
Grundstücke des Finanzvermögens sowie weitere 
Fälle festlegen. Eine solche Zuständigkeit rechtfertigt 
sich vor allem mit der politischen Bedeutung solcher 
Geschäfte. Für den Erwerb von Grundstücken ist 
grundsätzlich der Stadtrat zuständig, auch wenn der 
Kauf im Hinblick auf eine spätere Verwaltungsnutzung 
geschieht, jedoch entscheiden die Stimmberechtigten 
über einen Landerwerb ab 5 Millionen Franken. Das 
Parlament berät den Erwerb zuhanden der Stimmbe-
rechtigten, bei einem ablehnenden Beschluss wird die 
Vorlage nicht der Urnenabstimmung überwiesen (§ 10 
Abs. 3 lit. b GG). 

 

Die Kompetenz für die Veräusserung wird gemäss der 
bestehenden Gemeindeordnung festgelegt. Für den 
Erwerb von Grundstücken des Finanzvermögens wird 
eine Erhöhung auf 5'000'000 Franken vorgeschlagen.  

 

Ziff. 8: Das Gemeindegesetz sieht vor, dass künftige 
Investitionsvorhaben, die in die Finanz- und Aufga-
benplanung eingestellt sind, bis zur Höhe der voraus-
sichtlichen Nettoinvestitionen vorfinanziert werden 
können. Das Parlament beschliesst die Höhe einer 
Vorfinanzierung als Grundsatzentscheid (§ 90 Abs. 1 
und 2 GG).  
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Ziff. 9: Der Stadtrat erstellt die Jahresrechnung. Diese 
wird vom Parlament innerhalb von sechs Monaten 
nach Ablauf des Rechnungsjahres genehmigt (§ 128 
Abs. 2 GG).  

 

 

 Parlamentarische Instrumente  

Jedes Mitglied des Grossen Gemeinderates ist 
befugt, im Rat eine Motion, ein Postulat oder eine 
Interpellation einzureichen sowie eine schriftliche 
Anfrage zu stellen. Zudem kann der Grosse Ge-
meinderat eine Fragestunde durchführen. Die 
Geschäftsordnung des Grossen Gemeinderates 
regelt das Vorgehen. 

 

 

-- 

 

Das Gemeindegesetz regelt, dass jedes Parlaments-
mitglied Motionen, Postulate, parlamentarische Initia-
tiven, Interpellationen, Anfragen und weitere im Or-
ganisationserlass (Geschäftsordnung) des Parlaments 
vorgesehene Vorstösse einreichen kann (§ 34 GG). 
Eine weitergehende Regelung in der Gemeindeord-
nung erübrigt sich.  

 

 Öffentlichkeitsprinzip  

Die Ratssitzungen und das Protokoll des Grossen 
Gemeinderates sind öffentlich. Aus wichtigen 
Gründen kann die Öffentlichkeit von den Ratsver-
handlungen ausgeschlossen werden.  

 

-- 

 

Die Verhandlungen des Parlaments sind grundsätzlich 
öffentlich (§ 28 Abs. 1 GG). Das Parlament kann die 
Öffentlichkeit von der Behandlung einzelner Geschäf-
te ausschliessen, wenn überwiegende öffentliche oder 
private Interessen gemäss § 23 des Gesetzes über die 
Information und den Datenschutz (IDG) dies erfordern 
(§ 28 Abs. 2 GG). Eine Regelung in der Gemeindeord-
nung erübrigt sich. 
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2.1 Kommissionen des Grossen Gemeinderates  

 

 Büro des Grossen Gemeinderates  

Das Büro des Grossen Gemeinderates besteht aus 
der Präsidentin / dem Präsidenten und zwei Vize-
präsidentinnen/Vizepräsidenten. Die Geschäfts-
ordnung des Grossen Gemeinderates bestimmt, 
ob dem Büro weitere Personen angehören. 

 

 

-- 

 

Das Parlament regelt seine Organisation in einem 
Gemeindeerlass. Im Erlass sind unter anderem die 
Organe und ihre Zuständigkeiten zu regeln. Das Par-
lament hat zwingend eine Rechnungsprüfungs-
kommission (RPK) zu bestellen (§ 59 GG).  

 

Parlamentsgemeinden sind zur Geschäftsprüfung ver-
pflichtet. Diese wird von der RPK oder von der Ge-
schäftsprüfungskommission wahrgenommen (§ 60 
Abs. 1 GG). Das Parlament kann zudem weitere Sach-
kommissionen einsetzen. Bestand, Mitgliederzahl, 
Aufgaben und Zuständigkeiten – unter Beachtung von 
§§ 59 und 60 GG – sind im Organisationserlass zu re-
geln. Der Organisations-erlass kann zudem vorsehen, 
dass für bestimmte Sachgeschäfte "ad-hoc"-
Kommissionen (sog. Spezialkommissionen) eingesetzt 
werden können. Eine Regelung in der Gemeindeord-
nung erübrigt sich. 

 

 

 Kommissionen  

 Der Grosse Gemeinderat verfügt über ständige 
Kommissionen. Die Geschäftsordnung des Grossen 
Gemeinderates bestimmt das Nähere. 

 Der Grosse Gemeinderat kann zur Vorberatung 
von besonderen Geschäften Spezialkommissionen 
einsetzen. Diese werden nach Erfüllung ihres Auf-
trages wieder aufgelöst. 

 

 

-- 

 

siehe Kommentar zu Art. 24 aGO 
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Aufgehoben durch die Urnenabstimmung vom 4. 
März 2018 und RRB Nr. 539 vom 13. Juni 2018 

 

 

-- 

 

-- 

 

  

Aufgehoben durch die Urnenabstimmung vom 4. 
März 2018 und RRB Nr. 539 vom 13. Juni 2018 

 

-- 

 

-- 

 

3. Stadtrat 

 Stellung und Kollegialbehörde 

 Der Stadtrat ist die leitende, planende und voll-
ziehende Behörde der Stadt, sofern diese Kompe-
tenzen nicht einer anderen Behörde übertragen 
sind. Er überführt die Vorgaben des Grossen Ge-
meinderates in konkrete Aufgaben und verfolgt 
deren Erfüllung.  

 Er handelt nach dem Kollegialitätsprinzip.  

 

 

-- 

 

 

 

Abs. 1: § 48 GG hält die unübertragbaren Aufgaben 
des Stadtrats als oberste Behörde der Gemeinde und 
für die politische Planung und Führung zuständiges 
Gremium fest. Zudem regelt das Gemeindegesetz, 
dass der Stadtrat alle Angelegenheiten, soweit das 
kantonale Recht oder die Gemeindeordnung sie kei-
nem anderen Organ zuweist, besorgt (subsidiäre Ge-
neralkompetenz).  

 

Abs. 2: Das Kollegialitätsprinzip ist in § 39 Abs. 3 GG 
statuiert.  

 

Eine Regelung in der Gemeindeordnung erübrigt sich. 
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 Planung und Steuerung  

 Der Stadtrat ist leitende, planende und vollzie-
hende Behörde der Stadt.   

 Der Stadtrat erarbeitet jährlich einen rollenden 
Aufgaben- und Finanzplan, welcher dem Grossen 
Gemeinderat zur Kenntnis gebracht wird.  

 

 

-- 

 

 

 

 

Abs. 1: siehe Ausführungen zu Art. 28 aGO.  

 

Abs. 2: Der Finanz- und Aufgabenplan wird gemäss 
§ 95 Abs. 2 GG jährlich festgelegt. Die inhaltlichen 
Vorgaben sind ebenfalls in § 95 GG geregelt. Der 
Stadtrat bringt dem Parlament den Finanz- und Auf-
gabenplan gemäss § 96 Abs. 2 GG gleichzeitig mit dem 
Budget zur Kenntnis (vgl. Art. 18 Ziff. 1 nGO).  

 

Eine weitergehende Regelung in der Gemeindeord-
nung erübrigt sich. 

 

 

 Verwaltungsressorts  

 Zu Beginn jeder Amtsdauer teilt der Stadtrat 
jedem Mitglied ein oder mehrere Ressorts zu. 
Jedes Mitglied ist zur Übernahme der entspre-
chenden Ressorts verpflichtet.  

 Der Stadtrat ist verpflichtet, die Ressorts zu bil-
den, Aufgaben umzuverteilen und neue Aufgaben 
bestehenden Ressorts zuzuteilen.  

 Im Falle einer Ersatzwahl beschliesst der Stadtrat, 
ob das neue Mitglied in die Stellung der Amtsvor-
gängerin / des Amtsvorgängers eintritt oder ob 
eine Neuverteilung der Aufgaben erfolgt.  

 

 

-- 

 

 

 

 

Der Stadtrat konstituiert sich gemäss § 33 GPR selbst. 
Das Ressortprinzip ist im Grundsatz in § 44 GG veran-
kert. Die Ressort- bzw. Aufgabenzuteilung ist Sache 
des Stadtrats. Der Stadtrat regelt seine und die Orga-
nisation der Verwaltung sowie die Grundsätze der 
Ressortzuteilung in einem Behördenerlass.  

 

Eine weitergehende Regelung in der Gemeindeord-
nung erübrigt sich. 
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 Beratende Kommissionen des Stadtra-
tes  

Der Stadtrat ist berechtigt, ständige beratende 
Kommissionen zu bilden und aufzulösen. Aufga-
ben und Kompetenzen solcher Kommissionen 
müssen jeweils bestimmt werden.  

 

 

-- 

 

 

 

 

Gemäss § 46 GG kann eine Behörde (Stadtrat, Schul-
pflege) zur Vorberatung ihrer Geschäfte Kommissio-
nen einsetzen oder Sachverständige beiziehen. Die 
Bestimmung verankert eine Ermächtigung zugunsten 
der Behörden. Dies ermöglicht den Behörden die Be-
schaffung besonderer behördenexterner Fachkennt-
nisse. Zudem kann mit der Einsetzung von beratenden 
Kommissionen auf einen Interessenausgleich ange-
strebt werden, was die Erarbeitung von politisch mög-
lichst breit abgestützten Lösungen ermöglicht.  

 

Eine weitergehende Regelung in der Gemeindeord-
nung erübrigt sich. 

 

 

-- 

 

 

IV. Behörden 

A. Stadtrat  

Art. 19 Zusammensetzung  

 Der Stadtrat besteht aus sieben Mitgliedern, die 
Präsidentin oder der Präsident und die Schulpräsi-
dentin oder der Schulpräsident inbegriffen.  

 Der Stadtrat konstituiert sich im Übrigen selbst.  

 

 

Der Stadtrat besteht aus sieben Mitgliedern. Diese 
Anzahl hat sich aus Sicht des Stadtrats bewährt, wes-
halb keine Anpassung vorgesehen ist.  

Der Stadtrat konstituiert sich mit Ausnahme des 
Stadtpräsidiums und des Schulpräsidiums selbst. Die 
Organisation des Stadtrats und der Verwaltung sowie 
die Aufgabenzuteilung innerhalb des Stadtrats hält er 
in einem Behördenerlass fest. Die Organisation soll 
zweckmässig sein und die Aufgabenzuteilung erfolgt 
rechtsgleich für alle Mitglieder. Eine Regelung in der 
Gemeindeordnung erübrigt sich.  

Aus der Ermächtigung zur selbständigen Konstituie-
rung ergibt sich auch das Recht den Vizepräsidenten 
bzw. die Vizepräsidentin zu bestimmen (ehemals Art. 
32 Abs. 1 lit. a) aGO).  
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 Konstituierungs-, Wahl- und Anstel-
lungsbefugnisse  

 Der Stadtrat wählt aus seiner Mitte:  

a) zwei Vizepräsidentinnen/Vizepräsidenten  

b) die Präsidentinnen/Präsidenten der Kom-
missionen mit selbständigen Verwaltungs-
befugnissen, soweit die Wahl dem Stadtrat 
zusteht  

c) allfällige Ausschüsse  

 

 

 Der Stadtrat wählt in freier Wahl:   

a) die Vertreterinnen und Vertreter der Stadt 
in Zweckverbänden sowie in öffentlichen 
und privaten Institutionen  

b) den Feuerwehrkommandanten und den 
Ortschef des Zivilschutzes  

c) die Mitglieder der Gemeindeführungs-
organisation (GFO)  

d) die Mitglieder der beratenden Kommissio-
nen  

e) die Mitglieder der Werkkommission 

f) die Mitglieder der Umweltkommission 

 

 Der Stadtrat stellt an:  

a) das Gemeindepersonal, soweit die Anstel-
lungskompetenz nicht einer anderen Be-
hörde oder einer nachgeordneten Stelle 
übertragen ist  

 

 

Art. 20 Wahl- und Anstellungsbefugnisse  

Der Stadtrat  

1. bestimmt auf die gesetzliche Amtsdauer aus sei-
ner Mitte die Vertretungen des Stadtrats in an-
deren Organen; 

2. ernennt und wählt in freier Wahl:  

a) die Präsidentin oder der Präsident aus seiner 
Mitte und die Mitglieder unterstellter Kom-
missionen,  

b) die Vertretungen der Stadt in Organisatio-
nen des öffentlichen oder privaten Rechts, 
soweit das Organisationsrecht dieser Orga-
nisationen die Zuständigkeit nicht anders 
regelt, ausgenommen im Bereich Schule und 
Bildung,  

c) die Mitglieder des Wahlbüros;  

3. ernennt oder stellt an, soweit nicht einem ande-
ren Organ übertragen: 

a)  das Stadtpersonal, 

b) das Personal der Schulverwaltung.  

 

 

Ziff. 1: Dies ergibt sich aus dem Recht des Stadtrats 
sein Gremium zu konstituieren.  

 

Ziff. 2 lit. a): Die Wahl der Mitglieder der unterstellten 
Kommissionen erfolgt durch den Stadtrat. Die Festle-
gung der Wahl von Mitgliedern der beratenden Kom-
missionen und Ausschüssen ergibt sich aus dem Recht 
auf Konstituierung des Stadtrats und erfolgt in einem 
Behördenerlass.  

 

Ziff. 2 lit. b): Dies ergibt sich aus § 40 lit. d GPR und 
entspricht der heutigen Regelung.  

 

Ziff. 2 lit. c): Das Parlament legt die Anzahl Mitglieder 
des Wahlbüros fest (Art. 17 Ziff. 5 nGO). Die Anzahl 
orientiert sich an der Anzahl Abstimmungstermine, 
der durchschnittlichen Stimmbeteiligung sowie der 
Anzahl Vorlagen pro Abstimmungstermin. Bei der 
Wahl der Wahlbüromitglieder handelt es sich um kei-
ne politische Wahl. Bestehende Mitglieder, die eine 
weitere Legislatur diese Aufgabe erfüllen möchten, 
werden in der Regel für weitere vier Jahre aufgestellt. 
Die übrigen neuen Mitglieder melden ihr Interesse im 
Laufe der Legislatur an. Das Amt des Wahlbüromit-
glieds soll der Bevölkerung auf unkomplizierte Art und 
Weise zugänglich sein. Aus diesem Grund wird ge-
stützt auf § 40 lit. b GPR die Wahlbefugnis der Mit-
glieder dem Stadtrat übertragen. 

 

Ziff. 3: Die Stadtschreiberin oder der Stadtschreiber 
wird von Gesetzes wegen (§ 52 Abs. 1 GPR) vom 
Stadtrat ernannt. Zudem erfolgen gewisse Ernennun-
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 gen basierend auf Anschlussverträgen durch den 
Stadtrat (z. B. die Betreibungsbeamtin oder der Be-
treibungsbeamte) oder der Stadtrat erklärt sich expli-
zit für gewisse Anstellungen als zuständig (z. B. Mit-
glieder der Geschäftsleitung, Kommandant der Stadt-
polizei). Die Kompetenz für die Anstellung des übrigen 
Personals (inkl. Personal der Schulverwaltung) legt der 
Stadtrat in ihrem Zuständigkeitsbereich in einem Be-
hördenerlass fest.   

 

 

Art. 32 Abs. 2 lit. c) aGO: Gemäss "Ernstfall-
dokumentation Regionale Führungsorganisation (RFO) 
der Stadt Wetzikon und der Gemeinde Seegräben" 
wählt der Stadtrat den Stabschef und bestimmt die 
Mitglieder des RFO. Eine Regelung in der Gemeinde-
ordnung ist nicht notwendig.  

 

 

-- 

 

Art. 21 Rechtsetzungsbefugnisse  

Der Stadtrat ist zuständig für den Erlass und die Än-
derung von weniger wichtigen Rechtssätzen. Dazu 
gehören insbesondere Bestimmungen über:  

1. die Organisation und die Leitung der Verwaltung,  

2. unterstellte und beratende Kommissionen,  

3. die Aufgabenübertragung an Stadtangestellte, 
soweit nicht ein anderes Organ zuständig ist,  

4. die Tarifordnung für Gebühren der Stadt,  

5. Benützungsvorschriften für städtische Grundstü-
cke,  

6. Gegenstände, die nicht in die Kompetenz eines 
anderen Organs fallen.  

Siehe Kommentar zu Art. 15 nGO:  

Die Befugnisse der Organe sind in der Mustergemein-
deordnung anders aufgeteilt, als in der heutigen Ge-
meindeordnung. Die Struktur der Mustergemeinde-
ordnung wird übernommen.  

 

Das neue Gemeindegesetz unterscheidet in Bezug auf 
die Rechtsetzungsbefugnisse in wichtige und weniger 
wichtige Rechtsätze. Wichtige Rechtsätze beschliesst 
das Parlament in Form eines sogenannten Gemein-
deerlasses (= Erlass der Legislative). Über weniger 
wichtige Rechtsätze beschliessen die Behörden 
(Stadtrat und Schulpflege im Rahmen ihrer Zustän-
digkeit) in Form eines Behördenerlasses. Aus diesem 
Grund ist es nicht erforderlich, die einzelnen Erlasse 
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 aufzulisten. Bei jedem Erlass ist die Beurteilung der 
"Wichtigkeit" des Erlasses vorzunehmen. Die Aufzäh-
lung ist daher nicht abschliessend, sondern nur bei-
spielhaft.  

 

Beispiel: Das Parlament regelte im Jahr 2017 in der 
Gebührenverordnung die Grundsätze der Gebühren-
erhebung (Art, Gegenstand, Bemessungsgrundlage, 
Kreis der Abgabepflichtigen). Der Stadtrat erliess ba-
sierend auf der Gebührenverordnung den Gebühren-
tarif, in welchem die einzelnen Gebühren festgelegt 
wurden.  

 

Die Wichtigkeit des Regelungsgegenstandes beurteilt 
sich nach folgenden Kriterien: Zahl von der Regelung 
betroffener Personen, finanzielle Auswirkung, Intensi-
tät möglicher Eingriffe, Geeignetheit des zuständigen 
Organs, Bedürfnis nach Flexibilität).  

 

Ziff. 1 – 3: Der Stadtrat erlässt für sich selber, unter-
stellte und beratende Kommissionen sowie die Ver-
waltung Erlasse, welche die Kompetenzen, Aufgaben 
und die Organisation regelt (unverändert zu heutiger 
Regelung, siehe Art. 33 lit. d) – f) aGO), siehe auch § 
45 Abs. 2, 48 Abs. 2, § 49 Abs. 1 und § 50 Abs. 2 GG). 
Sofern Aufgaben übertragen werden, die als "wichtig" 
im Sinne des Gemeindegesetzes gelten (siehe einlei-
tende Ausführungen zu Art. 15 und Art. 21 nGO), sind 
diese mit einem Gemeindeerlass zu übertragen.  

 

Ziff. 4: siehe Kommentar zu Art. 15 und Art. 21 nGO, 
unverändert zu heutiger Regelung (bestehender Ge-
bührentarif) 
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Ziff. 5: Der Stadtrat erlässt Benützungsvorschriften 
für sämtliche städtischen Liegenschaften, insbeson-
dere für solche, die für öffentliche Anlässe benutzt 
werden, und koordiniert diese mit den betroffenen 
gemeindeeigenen Bereichen (z. B. Schule, Sport + 
Freizeit).  

 

Ziff. 6: Darunter fallen alle Regelungstatbestände, die 
nicht dem Parlament oder der Schulpflege zugewie-
sen sind.  

 

 

 Allgemeine Befugnisse 

Dem Stadtrat stehen neben den in Art. 30 genann-
ten alle nicht ausdrücklich aufgrund eidgenössi-
schen und kantonalen Rechts oder nach der Ge-
meindeordnung einem anderen Organ zugeordne-
ten Kompetenzen zu, insbesondere:  

a) die Erstellung des jährlichen Voranschlages 
(inkl. Globalbudgets) sowie der Jahres-
rechnung und des Geschäftsberichtes  

b) die Genehmigung von Anschluss- und Zu-
sammenarbeitsverträgen mit anderen 
Gemeinden über die gemeinsame Durch-
führung von Aufgaben, soweit nicht der 
Grosse Gemeinderat zuständig ist  

c) die Vertretung der Stadt nach aussen und 
die Bestimmung der rechtsverbindlichen 
Unterschriften  

d) die Erstellung der Geschäftsordnung des 
Stadtrates  

 

Art. 22 Allgemeine Verwaltungsbefugnisse  

 Dem Stadtrat stehen unübertragbar zu:  

1. die politische Planung, Führung und Aufsicht,  

2. die Verantwortung für den Gemeindehaushalt 
und für die ihm durch die eidgenössische und 
kantonale Gesetzgebung oder die Behörden des 
Bundes, des Kantons und des Bezirks übertrage-
nen Aufgaben,  

3. die Besorgung sämtlicher Gemeindeangelegen-
heiten soweit dafür nicht ein anderes Organ zu-
ständig ist,  

4. die Vorberatung und die Antragstellung zu Ge-
schäften des Parlaments,  

5. die Unterbreitung der ursprünglichen Vorlage an 
die Stimmberechtigten, wenn das Parlament die-
se geändert hat und es in der Folge zur Urnenab-
stimmung kommt,  

6. die Vertretung der Stadt nach aussen und die 
Bestimmung der rechtsverbindlichen Unterschrif-

Die allgemeinen Verwaltungsbefugnisse werden un-
terteilt in generell unübertragbare Befugnisse (Abs. 1) 
und Befugnisse, die delegiert werden könnten 
(Abs. 2). Eine Delegation ist unter Einhaltung der ge-
setzlichen Vorgaben (§§ 45 und 50 GG) an einzelne 
Mitglieder, Ausschüsse, unterstellte Kommissionen 
und die Verwaltung möglich. Ein Delegationserlass 
(z. B. Geschäftsordnung, Organisationsreglement) 
regelt im Detail, wie weit und an wen die Befugnisse 
delegiert werden.  

 

Abs. 1 Ziff. 1: Gemäss § 48 Abs. 1 und 49 Abs. 2 GG 
steht dem Stadtrat unübertragbar die politische Pla-
nung, Führung und Aufsicht zu, wozu unter anderem 
die Aufsicht gegenüber unterstellten / beratenden 
Kommissionen und der Verwaltung, die subsidiäre 
Durchgriffs-Aufsicht (sog. Selbsteintritt) und die gene-
relle Aufsichtsfunktion (z. B. Sicherstellen eines Inter-
nen Kontrollsystems (IKS)) zählt.  

 

Abs. 1 Ziff. 2: Dem Stadtrat kommt die politische Ver-
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e) die Erstellung der Geschäftsreglemente 
der unterstellten und beratenden Kom-
missionen  

f) die Erstellung des Verwaltungs- und Orga-
nisationsreglements  

g) die Festsetzung des Stellenplans der 
Stadtverwaltung und der Stadtwerke 

h) der Erlass der Gebührenreglemente im 
vorgegebenen Rahmen  

i) die Unterstützung des Gemeindereferen-
dums  

j) der Entscheid über Baugesuche, welche 
die Kompetenzen der Baukommission 
übersteigen.  

k) die Erteilung des Bürgerrechts  

l) die Verantwortung für die Umwelt-und 
Energiepolitik, soweit nicht der Grosse 
Gemeinderat zuständig ist 

m) die Aufsicht über die Stadtwerke sowie die 
Festlegung der Unternehmensstrategie 
der Stadtwerke 

n) die Erstellung der halbjährlichen Berichter-
stattung zur Umsetzung, den Kosten und 
der Wirkung der Massnahmen der Um-
welt-und Energiestrategie 

 

 

ten,  

7. die Bestimmung des amtlichen Publikationsor-
gans,  

8. die Erteilung des Gemeindebürgerrechts,  

9. die Initiierung und Unterstützung von Gemeinde-
referenden.  

 Dem Stadtrat stehen im Weiteren folgende Befug-
nisse zu, die in einem Erlass massvoll und stufenge-
recht übertragen werden können:  

1. die Besorgung der Aufgaben der Fürsorgebehör-
de,  

2. das Handeln für die Stadt nach aussen,  

3. die Führung von Prozessen mit dem Recht auf 
Stellvertretung,  

4. die Schaffung von Stellen, die für die Erfüllung 
bestehender Aufgaben notwendig sind sowie die 
Schaffung von Stellen für die Erfüllung neuer 
Aufgaben gemäss seiner Befugnis zur Bewilligung 
neuer Ausgaben, sofern nicht die Schulpflege da-
für zuständig ist,  

5. Verträge zu Gebietsänderungen, die unbebautes 
Gebiet betreffen und nicht von erheblicher Be-
deutung sind, d.h. insbesondere solche, die eine 
Fläche oder eine Bevölkerungszahl betreffen, die 
für die Entwicklung der Stadt nicht wesentlich 
sind, 

6. die Beschlussfassung über den Abschluss und die 
Änderung von Anschluss- und Zusammenarbeits-
verträgen mit anderen Gemeinden gemäss seiner 
Befugnis zur Bewilligung neuer Ausgaben, sofern 
die Stadt keine hoheitlichen Befugnisse abgibt 
und diese nicht den Bereich Schule und Bildung 

antwortung für den Gemeindehaushalt zu. Die opera-
tive Leitung kann gemäss § 49 Abs. 1 GG delegiert 
werden.  

 

Abs. 1 Ziff. 3: Gemäss § 48 Abs. 3 GG kommt dem 
Stadtrat eine subsidiäre Generalkompetenz zu, die nur 
bei Regelungslücken zum Tragen kommt. 

 

Abs. 1 Ziff. 4: siehe § 36 GG.  

 

Abs. 1 Ziff. 5: Gemäss § 11 Abs. 2 GG kommt dem 
Stadtrat das Recht zu, die ursprüngliche Vorlage den 
Stimmberechtigten zu unterbreiten, sofern das Parla-
ment die ursprüngliche Vorlage abgeändert hat und es 
zur Urnenabstimmung kommt (sog. Doppelantrags-
recht).  

 

Abs. 1 Ziff. 6: Die Regelung der Zeichnungs-
berechtigung sowie die "Aussenpolitik" stehen un-
übertragbar dem Stadtrat zu (siehe auch Abs. 2 Ziff.2).  

 

Abs. 1 Ziff. 7: Die Gemeinden bestimmen gemäss § 7 
Abs. 1 GG ihr Publikationsorgan. Diese Kompetenz soll 
unverändert dem Stadtrat zustehen.  

 

Abs. 1 Ziff. 8: Für die Erteilung des Gemeinde-
bürgerrechts ist gemäss Art. 21 Kantonsverfassung 
(KV) i.V.m. § 23 Abs. 2 des Gesetzes über das Bürger-
recht i.V.m. § 19 der kantonalen Bürgerrechtsverord-
nung (kBüV) ein von den Stimmberechtigten gewähl-
tes Organ oder das Parlament zu bestimmen. Für Ein-
bürgerungen nach § 21 des Gesetzes über das Bürger-
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betreffen,  

7. die übrige Aufsicht in der Stadtverwaltung,  

8. die Festsetzung von Bau- und Niveaulinien für 
kommunale Anlagen,  

9. die Öffentlicherklärung und die Aufhebung von 
privaten Strassen, Fusswegen und Kanalisatio-
nen,  

10. die Verantwortung für die Umwelt- und Energie-
politik (Wasser, Abwasser, Energie, Abfall, Wär-
me, Kälte usw.) soweit nicht das Parlament zu-
ständig ist,  

11. die Aufsicht über die Stadtwerke sowie die Fest-
legung der Unternehmensstrategie der Stadt-
werke,  

12. die Erstellung der jährlichen Berichterstattung 
zur Umsetzung, den Kosten und der Wirkung der 
Massnahmen der Umwelt- und Energiestrategie.  

13. die Verantwortung für die Wärme- und Kältever-
sorgung, welche möglichst auf Fernwärme des 
Zweckverbands Kehricht-verwertung Zürcher 
Oberland (KEZO) und der Abwasserreinigungsan-
lage (ARA) basiert und weitere erneuerbare und 
alternative Energiequellen berücksichtigt. 

recht (sog. Aufnahmepflicht) ist zwingend der Stadtrat 
oder eine Bürgerrechtskommission zuständig (§ 19 
Abs. 2 kBüV). Die heutige Praxis (zuständig für den 
Entscheid: Stadtrat; Durchführung des Verfahrens: 
Bürgerrechtsausschuss) hat sich bewährt, weshalb 
daran festgehalten werden soll.  

 

Abs. 1 Ziff. 9: Das sogenannte Gemeindereferendum 
ist von mindestens 12 politischen Gemeinden (Art. 33 
Abs. 2 lit. b KV) zu ergreifen, damit eine Volksabstim-
mung stattfindet. Gemäss Art. 33 Abs. 4 KV bestim-
men die Gemeinden, welches Organ das Gemeindere-
ferendum ergreifen kann. Die Volksabstimmung ist 
innert 60 Tagen nach der amtlichen Veröffentlichung 
des Kantonsratsbeschlusses schriftlich zu verlangen 
(Art. 33 Abs. 3 KV), weshalb die (bereits bestehende) 
Zuständigkeit des Stadtrats als sinnvoll erachtet wird.  

 

Abs. 2 Ziff. 1: Gemäss § 6 des Sozialhilfegesetzes 
(SHG) ist im Grundsatz der Gemeindevorstand Fürsor-
gebehörde. Die Gemeindeordnung kann allerdings 
eine andere Zuständigkeit vorsehen. Bis anhin war die 
Sozialbehörde als Kommission mit selbständigen Ver-
waltungsbefugnissen tätig. Die Kommissionsart wird 
im neuen Gemeindegesetz als eigenständige Kommis-
sion bezeichnet. Mit dem neuen Gemeindegesetz 
wurde eine neue Kommissionsart eingeführt: die un-
terstellte Kommission. Die beiden Kommissionsarten 
unterscheiden sich insofern, dass die unterstellte 
Kommission im Auftrag und unter Aufsicht des Stadt-
rats agiert. Die eigenständige Kommission hingegen, 
handelt anstelle des Stadtrats und unabhängig von 
ihm. Der Stadtrat kann unterstellten Kommissionen 
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Entscheidungsbefugnisse übertragen (§50 Abs. 1 GG). 

Der Stadtrat trägt die Gesamtverantwortung für die 
Stadt. Damit der Stadtrat seine Verantwortung wahr-
nehmen kann, ist es sinnvoll und zielführend, neben 
dem Stadtrat keine weiteren eigenständigen Kommis-
sionen vorzusehen (mit Ausnahme der Schulpflege, 
die von Gesetzes wegen eine eigenständige Kommis-
sion ist). Die Aufgabe der Fürsorgebehörde gemäss 
Sozialhilfegesetz wird daher dem Stadtrat zugeteilt. 
Die Aufgaben und Entscheidungsbefugnisse der bishe-
rigen Sozialbehörden sollen mehrheitlich unverändert 
der unterstellten Sozialkommission übertragen wer-
den. Die genauen Aufgaben und Kompetenzen wird 
der Stadtrat in einem Behördenerlass festlegen. Darin 
wird auch geregelt, welche Aufgaben der Verwaltung 
delegiert werden sollen (z. B. sogenannte Massenge-
schäfte). Allerdings ist es dem Stadtrat so möglich, im 
Bereich Soziales gewisse Leitplanken vorzugeben, die 
aus der Gesamtsicht des Stadtrats als sinnvoll erachtet 
werden.  

 

Abs. 2 Ziff. 2: Die Vertretungsbefugnis nach aussen 
mit Zeichnungsrecht ist delegierbar. Siehe auch die 
Ausführungen zur Undelegierbarkeit der Aussenpolitik 
und der Regelung der Zeichnungsberechtigung (Art. 
22 Abs. 1 Ziff. 6 nGO).  

 

Abs. 2 Ziff. 3: Dies entspricht der heutigen Handha-
bung.  

 

Abs. 2 Ziff. 4: Aufgrund der finanziellen Bedeutung soll 
die Schaffung neuer Stellen nicht in die alleinige Zu-
ständigkeit des Stadtrats fallen. Er soll diejenigen Stel-
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len schaffen können, die notwendig sind, damit die 
bestehenden Aufgaben der Gemeinde weiterhin er-
füllt werden können (sogenannte "gebundene Stel-
len"). Soll jedoch eine neue Aufgabe eingeführt oder 
soll eine bestehende Aufgabe erheblich ausgebaut 
werden, so soll er nur in einem bestimmten Umfang 
"neue Stellen" schaffen können. 

 

Abs. 2 Ziff. 5: Sofern Gebietsänderungen eine Fläche 
oder Bevölkerungszahl, die für die Entwicklung der 
Stadt wesentlich sind, betreffen, sind sie von erhebli-
cher Bedeutung und die Urne ist für deren Genehmi-
gung zuständig (Art. 9 Ziff. 6 nGO). Ist die Gebietsän-
derung nicht von erheblicher Bedeutung, ist das Par-
lament für bebautes (Art. 17 Ziff. 8 nGO) bzw. der 
Stadtrat für unbebautes Gebiet (Art. 22 Abs. 2 Ziff. 5 
nGO) zuständig. Bei geringfügigen Grenzänderungen 
einzelner oder weniger Parzellen infolge übergeordne-
ter Infrastrukturprojekten soll der Stadtrat zuständig 
sein. 

 

Abs. 2 Ziff. 6: Werden hoheitliche Befugnisse abgege-
ben oder übersteigen die damit verbundenen Ausga-
ben die Kompetenz des Stadtrats bzw. des Parla-
ments, unterliegt die Beschlussfassung über solche 
Verträge dem obligatorischen Referendum (vgl. Art. 9 
Ziff. 5 nGO). Das Parlament sowie der Stadtrat sind für 
die Beschlussfassung solcher Verträge innerhalb ihrer 
Finanzbefugnisse zuständig (vgl. Art. 22 Abs. 2 Ziff. 6 
nGO). Dies entspricht der heutigen Regelung (Art. 21 
lit. c) und d; Art. 33 lit. b) aGO). 
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Abs. 2 Ziff. 7: Die Art. 22 Abs. 1 Ziff. 1 nGO der vorlie-
genden Bestimmung ergänzende übrige (operative) 
Aufsicht und die damit verbundenen Weisungsrechte 
lassen sich an unterstellte Kommissionen oder Ange-
stellte (z. B. Geschäftsleitung) delegieren.  

 

Abs. 2 Ziff. 8: Gemäss § 108 PBG wird die Zuständig-
keit für die Festlegung von Bau- und Niveaulinien nicht 
explizit einem Organ zugewiesen, weshalb dies in der 
Gemeindeordnung zu erfolgen hat. Die Zuständigkeit 
ist wie bis anhin dem Stadtrat zuzuweisen.  

 

Abs. 2 Ziff. 9: Die Zuständigkeit für die Öffentlicherklä-
rung und die Aufhebung von privaten Strassen, Fuss-
wegen und Kanalisationen ist durch das übergeordne-
te Recht nur ungenügend geregelt, weshalb die Zu-
ständigkeit (inhaltlich unverändert) in der Gemeinde-
ordnung festgehalten werden soll.  

 

Abs. 2 Ziff. 10 bis 13: Die Aufgaben des Stadtrats für 
die Umwelt- und Energiepolitik sind in den Ziffern 11 
bis 13 festgelegt. (Urnenabstimmung vom 
17. November 2019 zur Teilrevision der Gemeinde-
ordnung). Das Parlament legt die Eigentümerstrategie 
der Stadtwerke sowie die Ziele für die Umwelt- und 
Energiestrategie der Stadt fest (Art. 17, Ziff. 11 und 
12 nGO). 

 

Abs. 2 Ziff. 13: Die Annahme des Gegenvorschlags zur 
Fernwärme-Initiative an der Urnenabstimmung vom 
29. November 2020 macht gewisse Änderungen er-
forderlich. 
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Art. 33 lit. a) aGO: unverändert, siehe Art. 22 Abs. 1 
Ziff. 2 nGO und § 134 Abs. 1 GG (Geschäftsbericht) 

 

Art. 33 lit. c) GO: unverändert, siehe Art. 22 Abs. 1 
Ziff. 6 nGO 

 

Art. 33 lit. d) - f) aGO: unverändert, siehe Art. 21 Ziff. 
1 – 3 nGO 

 

Art. 33 lit. g) aGO: unverändert, siehe Art. 22 Abs. 2 
Ziff. 4 nGO 

 

Art. 33 lit. h) aGO: unverändert, siehe Art. 21 Ziff. 4 
nGO 

 

Art. 33 lit. i) aGO: unverändert, siehe Art. 22 Abs. 1 
Ziff. 9 nGO 

 

Art. 33 lit. j) aGO: Diese Kompetenz muss nicht zwin-
gend in der Gemeindeordnung geregelt sein (subsidiä-
re Generalkompetenz des Stadtrats).  

 

Art. 33 lit. k) aGO: unverändert, siehe Art. 22 Abs. 1 
Ziff. 8 nGO 
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 Finanzbefugnisse 

 Der Stadtrat ist zuständig für:  

a) den Ausgabenvollzug  

b) gebundene Ausgaben  

c) die Beschlüsse über im Voranschlag ent-
haltene neue Ausgaben bis Fr. 250’000 für 
einen bestimmten Zweck und neue jähr-
lich wiederkehrende Ausgaben bis Fr. 
50’000 für einen bestimmten Zweck  

d) die Beschlüsse über im Voranschlag nicht 
enthaltene neue einmalige Ausgaben und 
Zusatz-kredite bis Fr. 250’000 für einen 
bestimmten Zweck, höchstens bis Fr. 
750’000 im Jahr, und neue jährlich wieder-
kehrende Ausgaben bis Fr. 50’000 für ei-
nen bestimmten Zweck, höchstens bis Fr. 
75’000 im Jahr  

e) Verfügungen über Grundeigentum und be-
schränkte dingliche Rechte bis Fr. 500’000 
im Einzelfall  

f) die finanzielle Beteiligung an nicht börsen-
kotierten Unternehmen und die Gewäh-
rung von Darlehen bis Fr. 250’000  

g) die Eingehung von Eventualverpflichtun-
gen im Betrag bis Fr. 250’000  

 Der Stadtrat kann die zur Erfüllung von Leis-
tungsaufträgen und Globalbudgets notwendigen 
Kompetenzen zur Freigabe bewilligter Kredite 
gemäss lit. a) bis c) an einzelne Verwaltungsstellen 
übertragen.  

 

 

Art. 23 Finanzbefugnisse  

 Dem Stadtrat stehen unübertragbar zu:  

1. die Beschlussfassung über den Finanz- und Auf-
gabenplan, 

2. die Veröffentlichung der Jahresrechnung und des 
Budgets.  

 Dem Stadtrat stehen im Weiteren folgende Befug-
nisse zu, die in einem Erlass massvoll und stufenge-
recht übertragen werden können:  

1. der Ausgabenvollzug, 

2. die Bewilligung von gebundenen Ausgaben,  

3. die Bewilligung von im Budget enthaltenen neu-
en einmaligen Ausgaben bis Fr. 325'000 für einen 
bestimmten Zweck und neuen wiederkehrenden 
Ausgaben bis Fr. 80'000 für einen bestimmten 
Zweck,  

4. die Bewilligung von im Budget nicht enthaltenen 
neuen einmaligen Ausgaben bis Fr. 325'000 für 
einen bestimmten Zweck, höchstens bis 
Fr. 750'000 im Jahr, und neuen wiederkehrenden 
Ausgaben bis Fr. 80'000 für einen bestimmten 
Zweck, höchstens Fr. 120'000 im Jahr,  

5. die Veräusserung von Grundstücken, inkl. Abga-
be von selbständigen und dauernden Baurech-
ten, des Finanzvermögens bis Fr. 500'000 und 
den Erwerb von Grundstücken bis Fr. 5'000'000,  

6. die Investition in Grundstücke des Finanzvermö-
gens bis Fr. 500'000, 

7. die Beschlussfassung über Anlagegeschäfte, so-
weit nicht das Parlament zuständig ist.  

 

 

Abs. 1 Ziff. 1: Gemäss § 96 Abs. 1 GG beschliesst der 
Stadtrat den Finanz- und Aufgabenplan und bringt 
diesen den Parlament zur Kenntnis (vgl. Art. 18 Ziff. 1 
nGO).  

 

Abs. 1 Ziff. 2: Gemäss § 3 GG veröffentlicht der Stadt-
rat die Jahresrechnung und das Budget im Sinne der 
Transparenz (erfolgt bereits auf der Website der 
Stadt).   

 

Abs. 2 generell: Die Delegation von Finanzbefugnissen 
bedingt einen Behördenerlass (z. B. Organisationsreg-
lement). Die Delegation ist bestimmt und massvoll 
auszugestalten.  

 

Abs. 2 Ziff. 1: Zum Ausgabenvollzug gehört der Be-
schluss über die Verwendung der Mittel (z. B. Vergabe 
der Arbeiten).  

 

Abs. 2 Ziff. 2: Die Bewilligung von gebundenen Ausga-
ben erfolgt unter Berücksichtigung von § 103 GG 
durch den Stadtrat, die Schulpflege oder eine unter-
stellten Kommission (z. B. Werkkommission).  

 

Abs. 2 Ziff. 3 und 4: Die Finanzkompetenzen blieben 
mit der Einführung des Parlaments 2014 unverändert. 
Aufgrund der erfolgten Professionalisierung in den 
letzten fünf Jahren ist eine Erhöhung der Finanzkom-
petenzen nach Ansicht des Stadtrats angebracht. Das 
Parlament kann so von Geschäften entlastet und die 
Effizienz innerhalb der Verwaltung und der Behörden 
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kann gesteigert werden. Das Verhältnis zwischen der 
Kompetenz für einmalige und jährlich wiederkehrende 
Ausgaben soll dabei beibehalten werden. Dieses Ver-
hältnis sollte für alle Organe einheitlich geregelt sein. 
Einnahmeausfälle sind Ausgaben gleichgestellt.  

 

 

Sofern keine abweichenden Finanzkompetenzen für 
bestimmte Geschäfte geregelt werden, gelten die 
finanziellen Befugnisse gemäss Ziff. 3 (z.B. Eingehung 
von Eventualverpflichtungen, siehe Art. 34 lit. g) a-
GO).  

 

Der Stadtrat ist zudem für diejenigen neuen Ausgaben 
zuständig, welche über den Ausgabelimiten eigen-
ständiger Kommissionen (Schulpflege), aber innerhalb 
der Limiten des Stadtrats liegen. 

 

Abs. 2 Ziff. 5: Anlagegeschäfte sind Vorgänge der 
Vermögensverwaltung und führen nicht zu einer Be-
lastung der Steuerpflichtigen, weshalb grundsätzlich 
der Stadtrat zuständig ist (§ 117 Abs. 1 GG). Die Ge-
meindeordnung kann jedoch die Zuständigkeit des 
Parlaments für die Veräusserung von und Investitio-
nen in Grundstücke des Finanzvermögens sowie wei-
tere Fälle festlegen. Eine solche Zuständigkeit recht-
fertigt sich vor allem mit der politischen Bedeutung 
solcher Geschäfte. Für den Erwerb von Grundstücken 
(Definition gemäss Art. 655 Abs. 2 ZGB) ist grundsätz-
lich der Stadtrat zuständig, auch wenn der Kauf im 
Hinblick auf eine spätere Verwaltungsnutzung ge-
schieht, jedoch entscheiden die Stimmberechtigten 
über einen Landerwerb ab 5 Millionen Franken.  Das 
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Parlament berät den Erwerb zuhanden der Stimmbe-
rechtigten, bei einem ablehnenden Beschluss wird die 
Vorlage nicht der Urnenabstimmung überwiesen (§ 10 
Abs. 3 lit. b GG). 

 

Die Kompetenz für die Veräusserung wird gemäss der 
bestehenden Gemeindeordnung festgelegt. Für den 
Erwerb von Grundstücken des Finanzvermögens wird 
eine Erhöhung auf 5'000'000 Franken vorgeschlagen. 

 

Abs. 2 Ziff. 6: Die Kompetenz wird analog der übrigen 
Finanzbefugnissen erhöht (vgl. Kommentar zu Ziff. 5).  

 

Abs. 2 Ziff. 7: siehe Ausführungen zu Art. 18 Ziff. 7 
nGO, dazu gehören Beispielsweise Darlehen, Bürg-
schaften, finanzielle Beteiligungen etc. 

 

 

3.1  Ständige Ausschüsse  

 Baukommission  

 Die Baukommission besteht aus 3 Mitgliedern 
des Stadtrates sowie 2 vom Grossen Gemeinderat 
gewählten Mitgliedern. Das Präsidium hat die 
Hochbauvorsteherin bzw. der Hochbauvorstand 
inne. Beratende Stimme haben die Leiterin bzw. 
der Leiter der Abteilung Bau und des Bereiches 
Hochbau sowie die Stadtplanerin bzw. der Stadt-
planer.  

 Die Baukommission ist zuständig für:  

a) den Entscheid über die Baugesuche ge-
mäss kantonalem Planungs- und Bauge-
setz sowie der Bau- und Zonenordnung 

 

-- 

 

siehe Art. 24 nGO 

 

Neu sind eine Planungskommission (als unterstellte 
Kommission, vgl. Art. 24 Ziff. 1 nGO) und ein Bauau-
schuss vorgesehen. Die Aufgaben und Kompetenzen 
der Gremien werden in einem Behördenerlass gere-
gelt.  
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der Gemeinde; davon ausgenommen ist 
der Entscheid über Bauten und Anlagen 
mit mehr als Fr. 20’000’000 Baukosten 
und/oder mehr als 30 Wohneinheiten und 
für Arealüberbauungen  

b) die Ahndung baupolizeilicher Übertretun-
gen nach Massgabe des kantonalen Pla-
nungs- und Baugesetzes sowie der Bau- 
und Zonenordnung  

c) die Antragstellung zu den Hochbauge-
schäften, die vom Stadtrat entschieden 
werden  

 

 

 Steuerkommission 

 Die Steuerkommission besteht einem Mitglied 
des Stadtrates sowie 4 vom Grossen Gemeinderat 
gewählten Mitgliedern. Das Präsidium hat die 
Finanzvorsteherin bzw. der Finanzvorstand inne. 
Beratende Stimme hat die Leiterin bzw. der Leiter 
Finanzen und/oder die Leiterin bzw. der Leiter 
Bereich Steuern.  

 Die Steuerkommission besorgt die ihr durch die 
kantonale Steuergesetzgebung übertragenen Auf-
gaben, wie die Festsetzung der Grundstückge-
winnsteuern, den Erlass von Staats- und Gemein-
de-steuern, die Aufsicht über den Steuerbezug 
sowie die Prüfung der Steuerbezugsregister und 
Steuerbezugsabrechnungen.  

  

 

-- 

 

siehe Art. 24 Ziff. 3 nGO 
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Art. 36a Unterstellte Kommissionen 

 Dem Stadtrat unterstehen folgende Kommissio-
nen: 

a) Werkkommission 

b)Umweltkommission 

 Ein Behördenerlass regelt für jede unterstellte 
Kommission ihre Mitgliederzahl, Zusammenset-
zung, Aufgaben und Entscheidungsbefugnisse. 

 

 

Art. 24 Unterstellte Kommissionen 

1 Dem Stadtrat unterstehen folgende unterstellten 
Kommissionen:  

1. Planungskommission,  

2. Sozialkommission,  

3. Steuerkommission, 

4. Umweltkommission,  

5. Werkkommission, 

6. Kommission für die Verwaltung von Fonds und 
Schenkungen im Bereich Soziales. 

2 Ein Behördenerlass regelt für jede unterstellte 
Kommission ihre Mitgliederzahl, Zusammensetzung, 
Aufgaben und Entscheidungsbefugnisse.  
3 Die Beschlüsse der unterstellten Kommissionen 
sind nach Massgabe des übergeordneten Rechts 
öffentlich. 

 

 

Das neue Gemeindegesetz sieht folgende Kommissi-
onsarten vor:  

− Eigenständige Kommissionen 

− Unterstellte Kommissionen 

− Beratende Kommissionen 
Zudem kann der Stadtrat Ausschüsse einsetzen.  

 

Die bisherigen Kommissionen sind einer der Kommis-
sionsarten gemäss neuem Gemeindegesetz zuzuord-
nen. Unterstellte Kommissionen bedürfen einer Ver-
ankerung in der Gemeindeordnung (§ 50 Abs. 1 GG). 
Die Ausgestaltung unterstellter Kommissionen (Mit-
gliederzahl, Zusammensetzung, Aufgaben und Kompe-
tenzen), ergibt sich aus einem Behördenerlass und 
nicht aus der Gemeindeordnung (§ 50 Abs. 2 GG).  

 

Neben den aufgezählten unterstellten Kommissionen 
beabsichtigt der Stadtrat folgende weiteren Gremien 
einzusetzen:  

 

Beratende Kommissionen 

− Alterskommission 

− Kommission Architektur und Städtebau 

− Kommission Denkmalpflege  
 
Ausschüsse 

− Bauausschuss  

− Bürgerrechtsausschuss 
 

Art. 24 Abs. 3: Die bereits heute gelebte Praxis der 
Veröffentlichung von Beschlüssen der unterstellten 
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Kommissionen wird in der Gemeindeordnung veran-
kert. 

 

 

4. Kommissionen mit selbständigen Verwal-
tungsbefugnissen  

 Grundsatz 

 Die Schulpflege und die Sozialbehörde sind 
Kommissionen mit selbständigen Verwaltungsbe-
fugnissen im Sinne des Gemeindegesetzes.  

 Sie sind für ihre besonderen Fachbereiche einge-
setzte ständige Behörden der Stadt.  

 Sie erfüllen diejenigen Aufgaben, die ihnen durch 
das übergeordnete Recht und die Gemeindeord-
nung zur Erledigung übertragen sind.  

 

 

-- 

 

Die Kommissionen mit selbständigen Verwaltungsbe-
fugnissen werden im neuen Gemeindegesetz (§ 51 
GG) als eigenständige Kommissionen bezeichnet.  

 

Die Schulpflege ist von Gesetzes wegen eine eigen-
ständige Kommission. Die Sozialbehörde wird neu als 
unterstellte Sozialkommission vorgesehen (vgl. Art. 24 
Ziff. 2 nGO). Die eigenständige Energiekommission 
wurde im Rahmen der Motion "Anpassung der Public 
Governance der Energiepolitik und der Aufsicht über 
die Stadtwerke" in zwei unterstellte Kommissionen 
(Umweltkommission und Werkkommission) aufgeteilt 
(Urnenabstimmung vom 17. November 2019).  

 

 

-- 

 

B. Schulpflege  

Art. 25 Zusammensetzung 

1 Die Schulpflege besteht mit Einschluss der Präsi-
dentin oder des Präsidenten aus neun Mitgliedern.  
2 Die Schulpräsidentin oder der Schulpräsident ist 
von Amtes wegen Mitglied des Stadtrats. Im Übrigen 
konstituiert sich die Schulpflege selbst.  

 

 
Abs. 1: Aufgrund der neuen Organisation in der fusio-
nierten Schule Wetzikon hat sich die Arbeitsbelastung 
der einzelnen Mitglieder der Schulpflege massiv ver-
ringert, sodass sieben Behördenmitglieder ausreichen 
würden. Die notwendigen Schulbesuche können auf-
grund der heutigen sowie der künftigen Schulbesuchs-
regelung auch mit weniger Schulpflegemitgliedern 
durchgeführt werden. Die Projektgruppe "Fusion der 
Primar- und der Sekundarschule Wetzikon" hat zudem 
in ihrem Schlussbericht darauf hingewiesen, dass die 
Anzahl der Schulpflegemitglieder reduziert werden 
kann. 
 

Abs. 2: Die Schulpräsidentin oder der Schulpräsident 
wird im Rahmen der Wahl der Mitglieder des Stadtrats 
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gewählt (vgl. Art. 6 Ziff. 2 nGO, siehe auch Art. 19 Abs. 
1 nGO).  

 

 

4.1 Schulpflege  

 Aufgaben und Organisation 

 Der Schulpflege obliegt im Rahmen der kantona-
len Vorschriften über die Volksschule die schulpo-
litische Führung der Kindergarten-, Primar- und 
Sekundarstufe der öffentlichen Volksschule der 
Stadt Wetzikon. Ebenfalls in den Zuständigkeitsbe-
reich der Schulpflege fallen die Heilpädagogische 
Schule Wetzikon, die Berufswahl- und Weiterbil-
dungsschule Zürcher Oberland sowie die familien- 
und schulergänzende Kinderbetreuung.  

 Die Schulpflege legt die Organisation der Schulen 
im Organisationsstatut fest. Sie ist berechtigt, im 
Rahmen der Delegationsschranken der Volks-
schulgesetzgebung die selbständige Besorgung 
bestimmter Aufgaben und die damit verbundenen 
Verfügungs-, Ausgaben- und Anstellungsbefugnis-
se an einzelne oder mehrere ihrer Mitglieder, an 
die Schulleitungen und an Angestellte der Verwal-
tung zu übertragen. Gegen deren Anordnungen 
kann innert 30 Tagen nach der Mitteilung Einspra-
che bei der Gesamtbehörde erhoben werden, 
sofern nicht ein anderes Verfahren vorgesehen ist.  

 Die Schulpflege erlässt den Stellenplan für das 
Schulpersonal, soweit nicht eine kantonale Instanz 
dafür zuständig ist. Davon ausgenommen sind die 
Schulverwaltung und die Immobilienbewirtschaf-
tung, welche in die Zuständigkeit des Stadtrates 

 

Art. 26 Aufgaben 

 Die Schulpflege führt die Kindergarten-, die Primar- 
und die Sekundarstufe der öffentlichen Volksschule 
und besorgt weitere Aufgaben im Bereich Schule und 
Bildung, soweit nicht andere Organe zuständig sind.  

 In den Zuständigkeitsbereich der Schule fallen zu-
dem die Heilpädagogische Schule, die Berufswahl-
schule und die familien- und schulergänzende Kin-
derbetreuung.  

 

 

Die öffentliche Volksschule besteht aus Kindergarten-, 
Primar- und Sekundarstufe (§ 4 ff. Volksschulgesetz, 
VSG). Die Gemeinden können zudem weitergehende 
Tagesstrukturen und / oder öffentliche Sonderschulen 
führen (§ 35 ff. VSG).  

 

Art. 38 Abs. 2 aGO: vgl. Art. 29 Ziff. 1 und Art. 32 nGO 

 

Art. 38 Abs. 3 aGO: vgl. Art. 30 Ziff. 7 nGO 

 

Art. 38 Abs. 4 aGO: vgl. Art. 30 Ziff. 9 nGO 

 

Art. 38 Abs. 5 aGO: vgl. Art. 28 Ziff. 2 nGO 

 



 

  51 von 63 

Aktuelle Gemeindeordnung (aGO) Neue Gemeindeordnung (nGO) Bemerkungen 

fallen.  

 Die Schulpflege ist im Schulbereich zuständig für 
die Genehmigung von Anschluss- und Zusammen-
arbeitsverträgen mit anderen Gemeinden und 
Institutionen, soweit nicht der Grosse Gemeinde-
rat zuständig ist.  

 Die Schulverwaltung obliegt der Abteilung Bil-
dung der Stadtverwaltung. Die Leiterin / der Leiter 
Abteilung Bildung ist Schulsekretärin bzw. Schul-
sekretär.  

 

 

 

 

Art. 27 Anträge an das Parlament 

Die Schulpflege reicht ihre Geschäfte an das Parla-
ment dem Stadtrat ein, der diese zusammen mit 
seiner Abstimmungsempfehlung dem Parlament 
unterbreitet. 

 

Eigenständige Kommissionen besitzen gemäss § 51 
Abs. 4 GG ein direktes Antragsrecht, welches in der 
Gemeindeordnung entzogen werden könnte. Die 
Schulpflege soll ihre Geschäfte dem Parlament direkt 
beantragen können. Der Stadtrat leitet diese Geschäf-
te zusammen mit seiner Abstimmungsempfehlung 
dem Parlament weiter.  

  

 

 Konstituierungs-, Wahl- und Anstel-
lungsbefugnisse  

 Die Schulpflege  

1. bestimmt aus ihrer Mitte,  

a) zwei Vizepräsidentinnen oder -
präsidenten,  

b) die Vorsitzenden und die Mitglieder der 
Ausschüsse,  

2. ernennt oder stellt an  

a) die Schulleitungen,  

 

Art. 28 Wahl- und Anstellungsbefugnisse 

 Die Schulpflege ernennt:  

1. die Vertretungen der Stadt im Bereich Schule 
und Bildung in Organisationen des öffentlichen 
und privaten Rechts, soweit das Organisations-
recht dieser Organisationen die Zuständigkeit 
nicht anders regelt, 

2. die Behördenschreiberin oder den Behörden-
schreiber. 

 Die Schulpflege stellt an:  

1. die Leitung Bildung,  

 

Abs. 1 Ziff. 1: Dies ergibt sich aus dem Recht der 
Schulpflege, ihr Gremium zu konstituieren. Dazu ge-
hört auch die Berechtigung, beratende Kommissionen 
oder Ausschüsse einzusetzen (vgl. Art. 25 Abs. 2 nGO). 

 

Abs. 1 Ziff. 2: Für die Schulpflege wird eine eigene 
Behördenschreiberin oder ein Behördenschreiber 
vorgesehen, welche/r durch die Schulpflege ernannt 
wird. Dies ist in der Regel die Geschäftsbereichsleite-
rin oder der Geschäftsbereichsleiter Bildung, die / der 
vom Stadtrat angestellt wird.  
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b) die Lehrpersonen,  

c) die weiteren Angestellten im Schulbereich, 
jedoch ohne das Personal der Schulverwal-
tung und der Immobilienbewirtschaftung.  

 

2. die Schulleiterinnen oder die Schulleiter,  

3. das Lehr- und Therapiepersonal,  

4. die weiteren Angestellten im Schulbereich, mit 
Ausnahme des Personals der Schulverwaltung.  

 

 

Abs. 2 Ziff. 1: siehe § 43 VSG 

 

Abs. 2 Ziff. 2: siehe § 42 Abs. 3 lit. b VSG 

 

Abs. 2 Ziff. 3 und 4: Als weitere Angestellte gelten 
bspw. Therapeutinnen oder Therapeuten, Logopädin-
nen oder Logopäden, Schulpsychologinnen oder 
Schulpsychologen etc. Das Personal der Schulverwal-
tung (inkl. Geschäftsbereichsleiterin oder Geschäfts-
bereichsleiter Bildung) wird vom Stadtrat angestellt 
(Art. 20 Ziff. 3 nGO).  

 

Art. 39 Abs. 1 aGO: siehe Art. 25 Abs. 2 nGO.  

 

 

Art. 39a Rechtsetzungsbefugnisse  

Die Schulpflege ist in ihrem Aufgabenbereich zu-
ständig für den Erlass und die Änderung  

a) des Organisationsstatuts,  

b) der Rahmenbedingungen für die Schulpro-
gramme,  

c) ihrer Geschäftsordnung sowie der Ge-
schäftsordnungen für die Ausschüsse und 
beratenden Kommissionen,  

d) von Reglementen, Pflichtenheften und 
Dienstanweisungen für die ihr unterstell-
ten Organe und Betriebe,  

e)  von Reglementen und Benützungsvor-
schriften für Schulanlagen,  

f) von allgemeinen Bestimmungen betref-

 

Art. 29 Rechtsetzungsbefugnisse 

Die Schulpflege ist in ihrem Aufgabenbereich zustän-
dig für den Erlass und die Änderung von weniger 
wichtigen Rechtssätzen. Dazu gehören insbesondere 
Bestimmungen:   

1. im Organisationsstatut,  

2. zu den Rahmenbedingungen für die Schulpro-
gramme,  

3. über die Organisation der Schulpflege sowie ihr 
unterstellter Stadtangestellte,  

4. betreffend die Ordnung an den Schulen.  

 

 

Der Aufgabenbereich der Schulpflege wird in Art. 26 
nGO umschrieben. Zur Abgrenzung von wichtigen und 
weniger wichtigen Rechtsätzen siehe Art. 15 nGO.  

 

Ziff. 1: Die Schulpflege erlässt ihr Organisationsstatut 
(§ 41 Abs. 2 VSG), in welchem unter anderem die 
Kompetenzzuweisung und die Organisation der Schule 
innerhalb der Stadt geregelt. 

 

Ziff. 2: Die Schulkonferenz erarbeitet ein Schulpro-
gramm, welches von der Schulpflege genehmigt wird 
(§ 45 VSG, § 42 Abs. 3 lit. a VSG).  

 

Ziff. 3: Die Schulpflege erlässt die Geschäftsordnung 
für sich selber, für die ihr unterstellten Abteilungen 
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fend die Ordnung an den Schulen,  

g) von weiteren Verordnungen und Regle-
menten im Schulbereich und für ihre wei-
teren Schulbetriebe, die nicht in die Kom-
petenz des Grossen Gemeinderates fallen.  

 

sowie beratenden Kommissionen.  

 

Ziff. 4: Die Schulpflege erlässt Schulordnungen.  

 

Art. 39a lit. e) aGO: siehe Kommentar zu Art. 21 Ziff. 5 
nGO.  

 

--   

-- 

 

Da der Systematik der Mustergemeindeordnung ge-
folgt wird, werden neu erst die Allgemeinen Verwal-
tungsbefugnisse vor den Finanzbefugnissen aufgeführt 
(Art. 40 aGO ist daher mit Art. 31 nGO zu vergleichen). 

 

 

-- 

 

Art. 30 Allgemeine Verwaltungsbefugnisse 

Die Schulpflege ist innerhalb ihres Aufgabenbereichs 
zuständig für:  

1. die Leitung und Beaufsichtigung der Schulen der 
öffentlichen Volksschule, soweit nicht andere 
Organe dafür zuständig sind,  

2. die Genehmigung der Schulprogramme,  

3. die Ausführung der ihr durch das Volksschulrecht 
oder die Behörden von Bund und Kanton über-
tragenen Aufgaben, soweit nicht andere Organe 
dafür zuständig sind,  

4. den Vollzug der Stadtbeschlüsse, soweit nicht 
andere Organe, Behörden oder Personen dafür 
zuständig sind,  

5. die Vertretung der Gesamtheit der Schulen nach 
aussen und die Bestimmung der rechtsverbindli-
chen Unterschriften,  

 

Ziff. 1: Die öffentliche Volksschule besteht aus der 
Kindergarten-, Primar- und Sekundarstufe. Die Schul-
pflege bezeichnet die Schulen und beaufsichtigt diese 
(§ 42 Abs. 1 VSG). Weiter ist die Schulpflege zusam-
men mit den Schulleitungen und der Schulkonferenz 
für die Qualitätssicherung zuständig (§ 47 ff. VSG). Der 
Vorbehalt der Zuständigkeit eines anderen Organs 
bezieht sich insbesondere auf die Bildungsdirektion (§ 
73 VSG), die Schulleitung und die Schulkonferenz.  

 

Ziff. 2: § 42 Abs. 3 lit. a VSG, § 42 Abs. 2 VSV.  

 

Ziff. 3: § 42 Abs. 1 2. Satz VSG. Die Aufgaben und Ent-
scheidungsbefugnisse der Schulpflege richten sich 
gemäss § 56 GG nach der Schulgesetzgebung, womit 
insbesondere das Volksschulgesetz, das Bildungs- und 
Lehrpersonalgesetz samt den dazugehörigen Verord-
nungen zählen.  
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6. die Führung von Prozessen mit dem Recht auf 
Stellvertretung,  

7. die Schaffung von Stellen für das stadteigene 
Lehr- und Therapiepersonal und von übrigen 
Stellen im Schulbereich, die für die Erfüllung be-
stehender Aufgaben notwendig sind sowie die 
Schaffung von Stellen für die Erfüllung neuer 
Aufgaben gemäss ihrer Befugnis zur Bewilligung 
neuer Ausgaben, davon ausgenommen das Per-
sonal der Schulverwaltung, 

8. die Aufteilung der vom Kanton in Vollzeiteinhei-
ten zugeordneten Stellen für Lehrpersonen und 
Schulleitungen der öffentlichen Volksschule in 
einem Stellenplan,  

9. Anschluss- und Zusammenarbeitsverträge ge-
mäss ihrer Befugnis zur Bewilligung neuer Aus-
gaben, sofern die Stadt keine hoheitlichen Be-
fugnisse abgibt und diese den Bereich Schule und 
Bildung betreffen. 

 

Ziff. 4: Die Kompetenz bezieht sich auf den Bereich 
Schule und Bildung.  

 

Ziff. 5: Die Gesamtheit der Schulen wird durch die 
Schulpflege nach aussen vertreten. Die einzelnen 
Schulen werden durch die Schulleitungen nach aussen 
vertreten (siehe Art. 35 Abs. 3 nGO).  

 

Ziff. 6: Die Prozessführung im Bereich Schule und Bil-
dung obliegt der Schulpflege.  

 

Ziff. 7: Aufgrund der finanziellen Bedeutung soll die 
Schaffung neuer Stellen nicht in die alleinige Zustän-
digkeit der Schulpflege fallen. Sie soll diejenigen Stel-
len schaffen können, die notwendig sind, damit die 
bestehenden Aufgaben der Gemeinde weiterhin er-
füllt werden können (sogenannte "gebundene Stel-
len"). Soll jedoch eine neue Aufgabe eingeführt oder 
soll eine bestehende Aufgabe erheblich ausgebaut 
werden, so soll sie nur in einem bestimmten Umfang 
"neue Stellen" schaffen können. Für den Stellenplan 
der Schulverwaltung ist der Stadtrat zuständig.  

 

 

Ziff. 8: Der Kanton teilt gemäss § 3 Abs. 1 des Lehrper-
sonalgesetzes (LPG) den einzelnen Schulpflegen die 
Anzahl Stellen für Lehrpersonen in Vollzeiteinheiten 
zu. Die Schulpflegen legen in einem Stellenplan die 
Aufteilung der Vollzeiteinheiten fest.  

 

Ziff. 9: vgl. Art. 9 Ziff. 5, Art. 17 Ziff. 7, Art. 22 Abs. 2 
Ziff. 6 nGO.  
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 Finanzbefugnisse 

 Die Schulpflege beschliesst in ihrem Aufgabenbe-
reich in eigener Kompetenz über:  

a) den Ausgabenvollzug  

b) gebundene Ausgaben  

c) die Beschlüsse über im Voranschlag ent-
haltene neue Ausgaben bis Fr. 250’000 für 
einen bestimmten Zweck und neue jähr-
lich wiederkehrende Ausgaben bis Fr. 
50’000 für einen bestimmten Zweck  

d) die Beschlüsse über im Voranschlag nicht 
enthaltene neue einmalige Ausgaben und 
Zusatz-kredite bis Fr. 250’000 für einen 
bestimmten Zweck, höchstens bis Fr. 
500’000 im Jahr, und neue jährlich wieder-
kehrende Ausgaben bis Fr. 30’000 für ei-
nen bestimmten Zweck, höchstens bis Fr. 
50’000 im Jahr. 

 

 

Art. 31 Finanzbefugnisse 

Der Schulpflege stehen im Rahmen ihrer Aufgaben 
folgende Befugnisse zu, die in einem Erlass massvoll 
und stufengerecht übertragen werden können:  

1. Ausgabenvollzug,  

2. die Bewilligung von gebundenen Ausgaben,  

3. die Bewilligung von im Budget enthaltenen neu-
en einmaligen Ausgaben bis Fr. 250'000 für einen 
bestimmten Zweck und neuen wiederkehrenden 
Ausgaben bis Fr. 50'000 für einen bestimmten 
Zweck,  

4. die Bewilligung von im Budget nicht enthaltenen 
neuen einmaligen Ausgaben bis Fr. 250'000 für 
einen bestimmten Zweck, höchstens bis Fr. 
500'000 im Jahr, und neuen wiederkehrenden 
Ausgaben bis Fr. 30'000 für einen bestimmten 
Zweck, höchstens Fr. 50'000 im Jahr. 

 

 

Ziff. 1: Die Schulpflege legt fest, was mit den aufgrund 
des Verpflichtungs- und Budgetkredits in ihrem Auf-
gabenbereich zur Verfügung stehenden Mitteln ge-
schehen soll. Die Schulpflege ist zudem dafür zustän-
dig, die finanziellen Mittel an die Schulen zuzuteilen (§ 
42 Abs. 3 Ziff. 7 VSG).  

 

Ziff. 2: Die Bewilligung von gebundenen Ausgaben 
erfolgt unter Berücksichtigung von § 103 GG durch die 
Schulpflege  

 

Ziff. 3 und 4: Die Ausgabelimiten bleiben für die 
Schulpflege unverändert. Da die Ausgabelimiten der 
Schulpflege niedriger sind als diejenigen des Stadtra-
tes, stellt die Schulpflege für Ausgaben welche ihre 
Limite überschreiten, jedoch noch in derjenigen des 
Stadtrats liegen, diesem Antrag.  

  

Art. 32 Aufgabenübertragung an Stadtangestellte  

 Die Schulpflege kann Stadtangestellten bestimmte 
Aufgaben zur selbstständigen Erledigung übertragen.  

 Ein Behördenerlass regelt Aufgaben und Entschei-
dungsbefugnisse im Rahmen des Volksschulrechts.  

 

 

Gemäss § 45 Abs. 3 GG erfordert die Aufgabenüber-
tragung an Stadtangestellte bei Schulpflegen (anders 
als beim Stadtrat) eine Grundlage in der Gemeinde-
ordnung. Die Schulpflege erlässt dazu ein Behördener-
lass. Die Delegation erfolgt im zulässigen Rahmen 
gemäss Volksschulgesetzgebung.   
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 Mitberatung an den Sitzungen der 
Schulpflege und Antragsrecht  

 An den Sitzungen der Schulpflege nehmen eine 
Schulleiterin bzw. ein Schulleiter pro Schule und 
eine Lehrperson pro Schulstufe (Kindergarten-, 
Primar- und Sekundarstufe) mit beratender Stim-
me teil.  

 Die Schulleitung und die Schulkonferenz können 
der Schulpflege Antrag stellen.  

 

 

Art. 33 Mitberatung an den Sitzungen der Schul-
pflege 

An den Sitzungen der Schulpflege nehmen eine 
Lehrperson und eine Schulleiterin oder ein Schullei-
ter mit beratender Stimme teil.  

 

In der Gemeindeordnung ist gemäss § 42 Abs. 5 VSG 
die Vertretung der Lehrpersonen und Schulleitungen 
an den Sitzungen der Schulpflege zu regeln. Die Lehr-
personen und die Schulleitungen haben je durch min-
destens eine Person vertreten zu sein. Das Teilnahme-
recht kann für einzelne Beratungsgeschäfte ausge-
schlossen werden. Es wird keine Beschränkung der 
Teilnahme auf das gesetzliche Minimum von je einer 
Vertretung der Lehrpersonen und der Schulleitungen 
vorgegeben werden. Je nach Bedarf können jederzeit 
auch weitere Vertreterinnen oder Vertreter eingela-
den werden. 

 Art. 34  

 In der Stadt Wetzikon besteht eine Leitung Bildung. 

 Das Organisationsstatut regelt die Aufgaben und 
Kompetenzen der Leitung Bildung. 

 

 

Das neue Volksschulgesetz erfordert eine explizite 
Grundlage in der Gemeindeordnung für die Leitung 
Bildung. 

  

Art. 35 Schulleitung  

 Die Schulleitung ist zuständig für die administrative, 
personelle und finanzielle Führung und zusammen 
mit der Schulkonferenz für die pädagogische Füh-
rung und Entwicklung der Schule.  

 Die Schulleitung vertritt die von ihr geleitete Schule 
nach aussen.  

 Die Schulleitung kann der Schulpflege Antrag stel-
len.  

 

 

Abs. 1: Die Zuständigkeit ergibt sich aus § 44 Abs. 1 
Satz 1 VSG. Im Organisationsstatut werden die genau-
en Aufgaben und Kompetenzen (im Rahmen der über-
geordneten Volksschulgesetzgebung) festgelegt.  

 

Abs. 2: Für die Vertretung der Gesamtheit der Schule 
nach aussen ist die Schulpflege zuständig (vgl. Art. 30 
Ziff. 5 nGO).  

 

Abs. 3: Jede Schulleitung ist befugt, Anträge an die 
Schulpflege zu stellen.  

Anordnungen der Schulleitungen können bei der 
Schulpflege angefochten werden (§ 74 VSG).  
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4.2 Sozialbehörde 

 

 Aufgaben und Organisation 

Die Sozialbehörde ist im Rahmen der gesetzlichen 
Vorschriften zuständig für die Sozialhilfe. Die Auf-
gaben werden durch die eidgenössische und kan-
tonale Gesetzgebung bestimmt. Sie legt die Orga-
nisation in einer Geschäftsordnung fest.  

 

--  

Neu ist eine dem Stadtrat unterstellte Sozialkommis-
sion vorgesehen (vgl. Art. 24Abs. 1 Ziff. 2 nGO).  

 

 

 

 Finanzbefugnisse 

Die Sozialbehörde beschliesst in ihrem Aufgaben-
bereich in eigener Kompetenz über:  

a) den Ausgabenvollzug  

b) gebundene Ausgaben  

c) die Beschlüsse über im Voranschlag ent-
haltene neue Ausgaben bis Fr. 100’000 für 
einen bestimmten Zweck und neue jähr-
lich wiederkehrende Ausgaben bis Fr. 
20’000 für einen bestimmten Zweck  

d) die Beschlüsse über im Voranschlag nicht 
enthaltene neue einmalige Ausgaben und 
Zusatz-kredite bis Fr. 100’000 für einen 
bestimmten Zweck, höchstens bis Fr. 
200’000 im Jahr, und neue jährlich wieder-
kehrende Ausgaben bis Fr. 10’000 für ei-
nen bestimmten Zweck, höchstens bis Fr. 
20’000 im Jahr  

 

--  
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4.3 Energiekommission 

 

   

-- 

 

-- 

Die eigenständige Energiekommission wurde im Rah-
men der Motion "Anpassung der Public Governance 
der Energiepolitik und der Aufsicht über die Stadtwer-
ke") in zwei unterstellte Kommissionen (Umwelt- und 
Werkkommission) aufgeteilt (Urnenabstimmung vom 
17. November 2019). 

 

 

  

-- 

 

-- Die eigenständige Energiekommission wurde im Rah-
men der Motion "Anpassung der Public Governance 
der Energiepolitik und der Aufsicht über die Stadtwer-
ke") in zwei unterstellte Kommissionen (Umwelt- und 
Werkkommission) aufgeteilt (Urnenabstimmung vom 
17. November 2019). 

 

 

5. Wahlbüro 

 

Art. 46 Zusammensetzung und Organisation 

 Das Wahlbüro führt alle Urnenwahlen und –
abstimmungen aufgrund der gesetzlichen Vor-
schriften durch.  

 Das Wahlbüro besteht aus dem Stadtpräsidium, 
der Stadtschreiberin oder dem Stadtschreiber 
(Sekretariat) sowie den vom Grossen Gemeinderat 
auf Amtsdauer gewählten Mitgliedern.  

 Die Organisation des Wahlbüros steht dem Stadt-
rat zu.  

 

-- 

 

 

Die Bestimmungen zum Wahlbüro sind abschliessend 
im übergeordneten Recht (GPR, VPR) enthalten, wes-
halb auf eine Wiederholung verzichtet wird. Die An-
zahl Mitglieder des Wahlbüros legt das Parlament fest 
(Art. 17 Ziff. 5 nGO). Die Wahl der Mitglieder erfolgt 
durch den Stadtrat (Art. 20 Ziff. 2 lit. c) nGO).  
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6. Einzelbeamtung 

 

Art. 47 Friedensrichterin bzw. Friedensrichter 

 Die Friedensrichterin bzw. der Friedensrichter 
besorgt die in der kantonalen Gesetzgebung fest-
gelegten Aufgaben.  

 Die Wahl erfolgt an der Urne.  

 Das Amtslokal wird vom Stadtrat bestimmt. 

 

-- 

 
Gemäss § 53 des Gesetzes über die Gerichts- und Be-
hördenorganisation im Zivil- und Strafprozessrecht 
(GOG) hat jede politische Gemeinde eine Friedensrich-
terin oder einen Friedensrichter. Die Friedensrichterin 
oder der Friedensrichter ist Schlichtungsbehörde ge-
mäss der Zivilprozessordnung (§ 57 GOG). Gemäss § 
56 GOG entlöhnen die Gemeinden die Friedensrichte-
rinnen und –richter und vergüten ihnen die Auslagen 
für Räumlichkeiten, Büromaterialien und dergleichen 
(vgl. Art. 10 der Verordnung über die Entschädigung 
der Behörden, Kommissionen und Funktionäre im 
Nebenamt der Stadt Wetzikon, Entschädigungs-
verordnung, EVO). Die Einnahmen der Friedensrichte-
rinnen und –richter fallen in die Stadtkasse. Die Wahl 
erfolgt an der Urne (Art. 6 Ziff. 4 nGO). Eine weiterge-
hende Bestimmung in der Gemeindeordnung ist nicht 
notwendig.  

 
 

7. Stadtverwaltung 

Art. 48 Organisation  

 Die Stadtschreiberin bzw. der Stadtschreiber ist 
für die Führung der Stadtverwaltung zuständig.  

 Organisation, Aufgaben, Kompetenzen und Be-
fugnisse der Stadtverwaltung werden im Verwal-
tungs- und Organisationsreglement festgelegt.  

 

-- 

 
Ergibt sich direkt aus dem Gemeindegesetz, weshalb 
auf eine Wiederholung verzichtet wird.  
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 V. Weitere Stellen 

Art. 36 Ombudsperson 

 In Analogie zum kantonalen Recht prüft die kanto-
nale Ombudsperson, ob die Behörden von Wetzikon 
nach Recht und Billigkeit verfahren.  

 Die Ombudsperson kann den Beteiligten Rat ertei-
len, zwischen ihnen vermitteln oder zuhanden der 
zuständigen Behörde eine schriftliche Empfehlung 
erlassen.  

 Die Kosten werden durch das kantonale Recht ge-
regelt. 

 

Auf Stufe Gemeindeordnung kann bestimmt werden, 
dass die Ombudsstelle des Kantons für die Stadt zu-
ständig sein soll (Art. 81 Abs. 4 KV sowie §§ 87 ff. VRG) 
Dadurch wird eine bevölkerungsfreundliche und kos-
tengünstige Anlaufstelle geschaffen, die dabei helfen 
kann, Rekursen und Rechtsstreitigkeiten vorzubeugen. 
Die Ombudsstelle nimmt ihre Tätigkeit spätestens ein 
Jahr nach Inkrafttreten der entsprechenden Bestim-
mung der Gemeindeordnung auf (§ 88 Abs. 3 VRG). 

--  

VI. Übergangs- und Schlussbestimmungen  

Art. 37 Aufhebung früherer Erlasse  

Auf den Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser Gemein-
deordnung wird die Gemeindeordnung vom 23. Sep-
tember 2012 mit den seitherigen Änderungen aufge-
hoben.  

.  

--  

Art. 38 Übergangsbestimmungen 

1 Bis zum Ende der Amtsdauer 2018–2022 besteht 
die Schulpflege mit Einschluss der Präsidentin oder 
des Präsidenten aus 13 Mitgliedern.  
2 Bis zum Ende der Amtsdauer besteht die Sozialbe-
hörde weiterhin als eigenständige Kommission.  
3 Bis zum Ende der Amtsdauer bestehen die Steuer-
kommission und die Baukommission in der beste-
henden Form gemäss Gemeindeordnung vom 
23. September 2012 weiter.  

. 
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--  

Art. 39 Inkrafttreten 

Der Stadtrat bestimmt den Zeitpunkt des Inkrafttre-
tens der Änderung dieser Gemeindeordnung nach 
dem Datum der Genehmigung des Regierungsrates. 

 

 

Um einem möglichen Konflikt mit der Vorbereitung 
der Erneuerungswahlen 2022 vorzubeugen, soll die 
Kompetenz zur Festlegung des Zeitpunkts des Inkraft-
tretens der Gemeindeordnung an den Stadtrat über-
tragen werden. 

--  

Die vorstehende Gemeindeordnung der Stadt Wet-
zikon wurde an der Urnenabstimmung vom Datum 
angenommen.  

 

Namens der Stadt  

 

Der Präsident des Parlaments   Die Ratsschreiberin 

 

Vom Regierungsrat des Kantons Zürich am Datum 
genehmigt.  

 

.  
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Glossar / Begriffserklärungen  

− Gemeindeerlass: Erlass der Legislative (Urne oder Parlament)  

− Behördenerlass: Erlass der Exekutive (Stadtrat oder eigenständige Kommissionen)  

− Eigenständige Kommission: Eigenständige Kommissionen handeln im Rahmen ihrer Aufgaben anstelle des Stadtrats.  

− Unterstellte Kommission: Unterstellte Kommissionen erledigen ihre Aufgaben selbständig und unterstehen der Aufsicht des Stadtrats. 

− Beratende Kommission: Beraten den Stadtrat in ihrem Aufgabenbereich und besitzen keine Entscheidungsbefugnisse.  

− Ausschuss: Ein Ausschuss erledigt seine Aufgaben selbständig und besteht ausschliesslich aus Mitgliedern des Stadtrats oder der Schulpflege.  

− Postulat (siehe Jugendvorstoss): Das Postulat ist eine Aufforderung an den Stadtrat zu prüfen, ob eine Massnahme in seiner Kompetenz zu treffen oder ob ein 
Beschluss in der Zuständigkeit der Gemeinde oder des Gemeinderates zu fassen sei.  

− Mustergemeindeordnung des kantonalen Gemeindeamts: Das kantonale Gemeindeamt gehört zur Justizdirektion des Kantons Zürich und ist für die Vorprü-
fung und Genehmigung der Gemeindeordnungen zuständig. Es stellt eine Mustergemeindeordnung zu Verfügung, die empfehlenden Charakter hat und als 
Hilfsmittel für die Gemeinden dient.  
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